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Die vorliegende Studie im Auftrag des vhw geht von der 
These aus, dass Kommunikation von Bürgerinnen und Bür-
gern mit ihrer Kommune zum Thema Stadtentwicklung häu-
fig von gegenseitigem Misstrauen geprägt ist. Die Einwoh-
nerinnen und Einwohner1 unterstellen ihrer Kommune von 
Zeit zu Zeit mangelnde Integrität, mangelnde Kompetenz 
oder/und mangelnde Bürgerorientierung. Die Vertreterin-
nen und Vertreter der Kommune (ob in Politik oder Verwal-
tung) unterstellen ihrerseits den Bürgerinnen und Bürgern 
ab und zu Egoismus, Freude am Nörgeln oder mangelnde 
Einsichtsfähigkeit statt Gemeinwohlorientierung.

Eine Reaktion auf dieses Misstrauen ist die Ausweitung 
von Aktivitäten im Bereich der Beteiligung von Bürgerin-
nen und Bürgern. Diese Aktivitäten finden häufig orien-
tiert an Bauvorhaben punktuell statt und führen, wenn sie 
gut gemacht sind, oft zu einer besseren Planung und bei 
vielen Beteiligten zu einer höheren Akzeptanz. Einen viel 
größeren Anteil an Kontakt zwischen Stadt und Zivilgesell-
schaft nimmt jedoch die Alltagskommunikation jenseits 
von konkreten Vorhaben der Kommune ein. Das kann die 
Frage nach dem zugeparkten Radweg sein, der Wunsch 
einer Initiative für altersgerechtes Wohnen nach Unter-
stützung oder Beratung im Behördendschungel, das Inter-
esse bei oft langwierigen Stadtentwicklungsprozessen auf 
dem Laufenden zu bleiben oder überhaupt zu verstehen, 
welche Akteure eigentlich wofür bei Stadtentwicklungs-
prozessen verantwortlich sind.

Eine weitere These ist, dass diese verfahrensunabhängige 
Kommunikation im Alltag – je nachdem, ob sie gelingt oder 
nicht, – einen Beitrag dazu leistet, wie viel Vertrauen Ein-

wohnerinnen und Einwohner ihrer Kommune entgegen-
bringen. Darum wirft die Studie einen Blick darauf, wel-
che Wege der Kommunikation in der Stadtentwicklung es 
für Bürgerinnen und Bürger überhaupt gibt und welche 
Wege in der Praxis genutzt werden. Das geschieht zum 
einen durch die Analyse von Webseiten von 20 Städten und 
Gemeinden und zum anderen durch Interviews mit aus-
gewählten Vertreterinnen und Vertretern aus Verwaltung, 
Politik und Zivilgesellschaft in zehn Kommunen.

Um das weite Feld der Kommunikation in der Stadtent-
wicklung eingrenzen zu können, wurden vier „Szenarien“ 
entwickelt, die Kommunikationsanlässe aus Bürgerinnen- 
und Bürgersicht darstellen. 

1)  Das Geben von Hinweisen auf einen Missstand (etwa 
defekte Laterne, zugeparkter Radweg) oder das For-
mulieren von Anliegen (etwa mehr Bäume in der 
Straße).

2)  Das Klären möglicher Unterstützung für zivilgesell-
schaftliches Engagement, zum Beispiel bei Umset-
zung eines integrativen Wohnprojektes.

3)  Der Wunsch, bei längeren Projekten der Stadtent-
wicklung auf dem Laufenden zu bleiben auch jen-
seits von Beteiligungsanlässen.

4)  Das Interesse, verstehen zu wollen, welche Rolle 
Verwaltung, Investorinnen, Politik, Grundstücksei-
gentümer, Naturschützerinnen und Naturschützer 
… in der Stadtentwicklung spielen.

Zuerst wird ein „Möglichkeitsraum“ der Kommunikation 
beschrieben, erhoben durch die Analyse von Wegen der 

1. Kurzfassung 

1 Auch wenn die Benutzung des Begriffes „Bürger“ oder „Bürgerin“ gerne für alle Bewohnerinnen und Bewohner einer Stadt genutzt wird, nutzen wir in dieser 
Studie ab und an den Begriff der Einwohnerinnen und Einwohner. Wir nutzen diesen Begriff als Erinnerung daran, dass nicht alle Einwohnerinnen und Ein-
wohner Bürgerinnen- und Bürgerrechte haben und sich dennoch mit Fragen oder Anliegen an ihre Kommune wenden können sollen.
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Die Unterstützung für zivilgesellschaftliches Engagement, 
unser zweites Szenario, funktioniert aus Sicht von Verwal-
tung und Politik gut, wenn das angestrebte Ziel mit den 
strategischen Zielen der Kommune weitgehend überein-
stimmt. Dann werden die notwendigen Fachleute zusam-
mengeholt, um zu helfen. Stimmen Verwaltung und Poli-
tik weniger mit den Projektideen aus der Zivilgesellschaft 
überein, können Oppositionsparteien, Presse und manch-
mal auch gesetzliche Möglichkeiten helfen, trotzdem die 
gewünschte Unterstützung zu bekommen.

Das dritte Szenario, bei lang andauernden Projekten auf 
dem Laufenden zu bleiben, wird von Kommunen aus ihrer 
eigenen Sicht durch die Bereitstellung von Informationen 
im Internet und die Nennung von Ansprechpartnerinnen 
und -partnern vielfältig unterstützt. Ausstellungen, Spa-
ziergänge oder Vorträge tragen ebenfalls dazu bei. Den-
noch ist die Wahrnehmung bei Verwaltung, Politik und 
Zivilgesellschaft, dass mehr Aktualität und Detailinfor-
mation oft hilfreich wären. Das scheitert aus Sicht der 
Verwaltung an fehlenden Ressourcen. Hier wird zudem 
der Begriff der „Holschuld“ eingeführt, um von allzu viel 
„Bringschuld“ befreit zu werden.

Die Vielfalt und Komplexität der Akteure in der Stadtent-
wicklung und ihre unterschiedlichen Interessen, Rahmen-
bedingungen und Handlungsmöglichkeiten den Einwohne-
rinnen und Einwohnern zu erklären – Szenario 4 – scheint 
vielen Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner ein 
schwieriges Unterfangen zu sein. Ob das an eigener man-
gelnder Rollenklarheit liegt, an Unterschätzung des Pu-
blikums oder auch hier an fehlenden Ressourcen, bleibt 
offen.

Der durchaus umfangreiche vorhandene Möglichkeits-
raum der Kommunikation könnte mit mehr Leben gefüllt 
werden und einen Beitrag leisten zu mehr wechselseiti-
gem Vertrauen in der Stadtentwicklung:

• Mit einer Haltung, die die Kommunikation mit Bürge-
rinnen und Bürgern als integrative Aufgabe der Stadt-
entwicklung versteht und nicht als Anforderung, die zu-
sätzlich zur eigentlichen Arbeit erfüllt werden muss, 

• mit Klarheit der eigenen Rolle und Interessen sowie 
den Rollen und Interessen der anderen Akteure und 

• mit einer systematischen Kommunikationsstrategie, 
die kommunale Ziele ebenso wie Bedarfe von Einwoh-
nerinnen und Einwohnern berücksichtigt.

Kommunikation, die Bürgerinnen und Bürgern auf Web-
seiten von Kommunen angeboten werden und in den Inter-
views mit Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft erläu-
tert wurden. Im zweiten Schritt wird mit diesen Interviews 
nach der tatsächlichen Nutzung dieser Wege gefragt.

Das Ziel der Studie ist es, den „Möglichkeitsraum“ zu be-
schreiben und dessen Nutzung zu dokumentieren. Damit 
soll ein Grundstein für eine Diskussion gelegt werden, 
welche Angebote Bürgerinnen und Bürger benötigen, um 
mit ihrer Kommune zum Thema Stadtentwicklung ins Ge-
spräch zu kommen– im Alltag und verfahrensunabhängig.

Im Ergebnis der Studie wird deutlich, dass es sehr viele 
Angebote der Kommunikation für Bürgerinnen und Bür-
ger mit ihrer Kommune gibt. Von zentralen Telefonnum-
mern und Mail-Adressen der Rathäuser über spezielle 
Bürgerhotlines bis zu Kontaktmöglichkeiten zu zuständi-
gen Sachbearbeiterinnen oder Sachbearbeitern für kon-
krete Themen oder Projekte. Es gibt Online-Plattformen 
zur Meldung von Mängeln oder Einreichung von Anliegen, 
Sprechstunden von Stadtverordneten und Bürgermeiste-
rinnen oder Bürgermeistern sowie Social-Media-Kanäle. 
Ausstellungen zur Stadtentwicklung werden organisiert, 
in speziellen Räumen in Innenstädten gibt es Ansprech-
partnerinnen und -partner für Fragen von Bürgerinnen und 
Bürgern. Engagementbeauftragte, von der Stadt geförderte 
Netzwerke für die Beratung von Wohnprojekten, Bewoh-
nerbeiräte, Quartiersmanagerinnen und Quartiersmana-
ger stehen bereit, um Einwohnerinnen und Einwohner zu 
begleiten, zu informieren, zu unterstützen. Und schließlich 
gibt es aus der Zivilgesellschaft selbst Organisationen, die 
als Mittler, als „Intermediäre“ fungieren, Anregungen und 
Fragen sammeln und den Kontakt zu Verwaltungen und 
Politik herstellen. Und wenn das alles nicht reicht, gibt es 
die Möglichkeit, mit Bürgerinnen- und Bürgerbegehren und 
Bürgerinnen- und Bürgerentscheiden rechtlich verpflich-
tend Unterstützung für Themen oder Projekte einzufordern 
oder mit dem Bezug auf Informationsfreiheitsgesetze oder 
Umweltinformationsgesetze auf Informationen zu bestehen, 
wo Verwaltung diese gerne für sich behalten hätte. Diese 
vielfältigen Möglichkeiten werden hier dargestellt.

Für das erste Szenario, das Geben von Hinweisen oder 
Formulieren von Anliegen, gibt es genug angebotene Wege 
und für einige Kommunen fast zu viel Nutzung derselben. 
Eine Rückmeldung auf Hinweise oder Anliegen erfolgt aus 
Sicht der befragten Zivilgesellschaft nicht immer ausrei-
chend schnell und angemessen. 
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Beteiligung organisiert und den Bürgerinnen und Bürgern 
punktuell die Möglichkeit bietet, sich in Beteiligungsver-
fahren einzubringen. Vielmehr wollen wir untersuchen, 
welche Möglichkeiten es für die Bürgerinnen und Bürger 
gibt, jederzeit mit der kommunalen Verwaltung und Politik 
in Kontakt zu treten, auch ohne ein eigens eingerichtetes 
Beteiligungsverfahren – also ohne einen konkreten Anlass 
und ohne einen festgelegten Zeitpunkt. Wir gehen also 
der Frage nach, welche Kommunikationswege zwischen 
Stadtgesellschaft, Verwaltung und Politik insgesamt exis-
tieren, wie sie miteinander verknüpft sind und wie sie in 
der Praxis genutzt werden.

Der Studie liegt die These zugrunde, dass die hier skiz-
zierte alltägliche, verfahrensunabhängige Kommunikation 
zwischen Kommune und Bürgerinnen und Bürgern einen 
Beitrag zum Vertrauen zwischen den Akteuren leistet. Die 
These bildet die Ausgangslage und das Motiv der Studie. 
Es werden Sachverhalte untersucht, die an die These an-
knüpfen.

So interessiert uns in dieser Studie der Zeitraum jenseits 
der Beteiligungsverfahren, in denen die Einwohnerinnen 
und Einwohner viele Fragen und Anliegen einbringen, die 
dann von den Städten und Gemeinden bearbeitet werden. 
Wir gehen davon aus, dass die Erfahrungen, die die Stadt-
gesellschaft dabei in der Kommunikation mit ihrer Kom-
mune macht, Einfluss darauf haben, wie sie ihre Kommune 
wahrnimmt, wie sie das politische System der Kommune 
bewertet und wie sie sich in und für ihre Kommune enga-
giert. Die alltägliche Kommunikation, – so die Annahme 
dieser Studie, – ist zentral für die Entstehung von Ver-
trauen in das Handeln der kommunalen Akteure. Die oft 
beklagte Kluft zwischen der Bürgerschaft und öffentlichen 
Entscheidungsträgern lässt sich nach unserer Einschät-
zung wohl am ehesten durch einen kontinuierlichen und 
verlässlichen Dialog zwischen beiden Gruppen verringern.

Ein wesentlicher Ausgangspunkt dieser Studie ist die Be-
obachtung, dass die Kommunikation zwischen der Stadt-
gesellschaft, der kommunalen Verwaltung und der lokalen 
Politik heute häufig eher von Misstrauen als von Vertrauen 
geprägt ist. Persönliche Erfahrungen der Autoren und 
zahlreicher Kolleginnen und Kollegen als auch Befunde 
aus der Fachliteratur (Kuder 2019:2, Wagner 2018:1, Selle 
2019:9 ff., Lobeck/Wiegandt 2019, Lobeck/Selle/Wiegandt 
2021:3ff.) legen einen gewissen “Misstrauensvorschuss” 
(Zimmermann 2020) in der Kommunikation zu Fragen der 
Stadtentwicklung nahe, der für eine Bearbeitung und Lö-
sung der zahlreichen Probleme in unseren Städten und 
Gemeinden nicht unbedingt förderlich ist. 

Diese Beobachtung war Anlass, in einer Forschungsskizze 
eine empirische Untersuchung zu den generellen Kom-
munikationsmöglichkeiten zwischen der Stadtgesellschaft 
und ihren Kommunen anzuregen (Lobeck/Selle/Wiegandt 
2021). Erste Befunde zu den Wegen dieser alltäglichen 
Kommunikation werden nun in dieser Studie vorgelegt. 
Dabei geht es uns ausdrücklich nicht um die zahlreichen 
Beteiligungsverfahren, die vielerorts durchgeführt werden. 
Vielmehr geht es in dieser Studie um die alltägliche, ver-
fahrensübergreifende Kommunikation zwischen Verwal-
tung, Politik und lokaler Öffentlichkeit, die über die zeitlich 
begrenzte Öffentlichkeitsbeteiligung hinausgeht und sich 
gerade nicht auf bestimmte, von Politik und Verwaltung 
vorgegebene Projekte oder Verfahren bezieht. Nicht die 
punktuell organisierte Beteiligung zu einem konkreten 
Projekt oder einer übergreifenden Planung, sondern eine 
kontinuierliche und zugleich möglichst verlässliche Kom-
munikation über Stadtentwicklung im Alltag ist Gegen-
stand dieser Untersuchung.

In unserer Studie werden wir daher die im Beteiligungs-
diskurs übliche Perspektive wechseln. Im Mittelpunkt un-
seres Interesses steht nicht die Frage, wie die Verwaltung 

2. Einführung 
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In den Mittelpunkt unserer Untersuchung stellen wir daher 
die Wege der Kommunikation – man könnte auch sagen 
die „Kommunikationsinfrastruktur“ –, die den Bürgerin-
nen und Bürgern für die alltägliche Kommunikation mit 
Verwaltung und Politik zur Verfügung stehen. Nach einer 
kurzen Einordnung des Vertrauensbegriffs werden wir die 
Angebote, die die Kommunen für die Kommunikation be-
reitstellen, sichten. In einem ersten Schritt wird auf Basis 
einer Internetrecherche und ergänzender Erkenntnisse 
aus Interviews ein “Möglichkeitsraum” aufgezeigt, der die 
von Kommunen grundsätzlich vorgesehenen Wege der 
Kommunikation beschreibt. In einem zweiten Schritt un-
tersuchen wir, wie dieser Möglichkeitsraum in der Praxis 
genutzt wird. Dazu haben wir Expertinnen und Experten 
aus Verwaltung und Politik um ihre Einschätzungen ge-
beten. Ergänzende Interviews mit Vertreterinnen und Ver-
tretern der Zivilgesellschaft helfen, diese Einschätzungen 
einzuordnen. Abschließend werden aus den Ergebnissen 
einige Schlussfolgerungen für zukünftiges kommunales 
Handeln gezogen und offene Fragen herausgearbeitet.



|  9vhw-Schriftenreihe Nr. 43

darauf hin, dass das Vertrauen der Bürgerinnen und 
Bürger in die Kommunalpolitik sinkt (Güllner 2023, vgl. 
Abb. 1). 

Dabei sind die größeren Städte stärker vom Vertrauens-
verlust in die kommunale Verwaltung bzw. die lokale Po-
litik betroffen als die kleineren Städte (Abb. 2). Bewoh-
nerinnen und Bewohner der größeren Großstädte sind 
deutlich unzufriedener sowohl mit ihren Stadtverwaltun-
gen als auch mit ihren Bürgermeisterinnen und Bürger-
meistern sowie mit ihren Kommunalparlamenten. 

3.1. Zum schwindenden Vertrauen in der 
Stadtentwicklung

Der eingangs erwähnte Eindruck, dass die Kommunika-
tion von Bürgerinnen und Bürgern mit ihrer Kommune 
häufig von Misstrauen und Argwohn geprägt ist, lässt sich 
zum einen empirisch erfassen und zum anderen theore-
tisch begründen.

Empirisch deuten beispielsweise aktuelle Umfrage-
ergebnisse des Meinungsforschungsinstituts Forsa 

3.  Vertrauensverlust und Wege der  
Kommunikation 

Abb. 1: Vertrauen in kommunale Institutionen im Vergleich 2020 und 2023 (Quelle: Forsa, zitiert nach Güllner 2023, eigene Darstellung)
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wahrheit“, ein Verlust des „Kommunalen“ und ein Ver-
lust an Argumentationsfähigkeit herausgearbeitet (Selle 
2019:9ff).

Das komplexe Phänomen Vertrauen ist empirisch nicht 
leicht zu fassen. Neben relativierenden Einschränkungen 
aus der Stichprobenstatistik2 stellt sich immer die Frage, 
wie Befragte denn Antworten zu nicht alltäglichen Themen 
im Moment der Befragung erzeugen und was das für ihr 
Verhalten bedeutet.

Zum zweiten sei die Argumentation von Hartmann erwähnt, 
der sich philosophisch mit dem Thema Vertrauen auseinan-
dersetzt. Er plädiert dafür, von ihm so bezeichnetes “frage-
bogengeneriertes Vertrauen” (Hartmann 2022: 28) und die 
daraus gefolgerte Skepsis mit Vorsicht zu behandeln, denn: 
„Die hohen Misstrauenswerte werden durch Umfragen ge-
wonnen. Umfragen aber (...) sagen nichts über unser Ver-

Auch regional gibt es Unterschiede. In Bayern mit seinen 
vielen kleinen Gemeinden ist das Vertrauen in die kommu-
nalen Institutionen höher als in Nordrhein-Westfalen mit 
seinen größeren Gemeinden (Güllner 2023).

Mit diesen jüngsten Entwicklungen setzen sich Trends 
fort, die bereits in den vergangenen Jahren zu beobach-
ten waren. Schwindendes Vertrauen in die kommunalen 
Institutionen ist nur eines von mehreren Problemen, die 
die kommunale Ebene derzeit betrifft und die eine Über-
prüfung der Kommunikationswege zwischen Stadtgesell-
schaft und kommunaler Politik notwendig erscheinen las-
sen. Gleich mehrfach werden „Verluste“ beschrieben, die 
das Verhältnis der lokalen Öffentlichkeit zur Kommunal-
politik eintrüben: So werden in einer Studie zum Stand der 
Öffentlichkeitsbeteiligung in der Stadtentwicklung neben 
dem Vertrauensverlust ein Verlust an Repräsentativität, 
ein Verlust an Bürgernähe, ein Verlust an „Tatsachen-

2 Bei der Analyse der dargestellten Prozentwerte ist zu berücksichtigen, dass Forsa für die Untersuchung eine Stichprobe gezogen hat und nicht die ganze Be-
völkerung befragen konnte. Berücksichtigt man den statistischen Stichprobenfehler von ca. +/- 3 % bei einer angenommenen Stichprobe von 1.000 Personen, 
müsste man am obigen Beispiel (Abb. 1) korrekt sagen: 2020 haben in der Gesamtbevölkerung mit 95 %-iger Wahrscheinlichkeit 55 – 61% den Bürgermeiste-
rinnen oder Bürgermeistern vertraut. Das gleiche gilt für den 2023er Wert, so dass hier 41 – 47 % der Bevölkerung nicht vertrauten. (vgl. zu Stichprobenfeh-
lern: Diekmann 2005:347ff.) 
Der “sichere” Unterschied der erfragten Vertrauenswerte für Bürgermeisterinnen oder Bürgermeistern liegt also nicht zwischen 58% Vertrauen 2020 und 44% 
Vertrauen 2023, wie hier suggeriert, sondern “nur” zwischen 55 % für 2020 und 47 % für 2023. Immer noch groß genug, aber deutlich kleiner. Alle anderen 
Werte sind ebenfalls mit einer Ungenauigkeit von +/- 3 % zu lesen. Dazu bleibt unklar, welche Frage den Antwortenden gestellt wurde und somit diesen Wer-
ten zugrunde liegt. (Eine Nachfrage zur Stichprobengröße und zur genauen Fragestellung ließ Forsa unbeantwortet.)

39 %

0 % 10 % 20 % 30 % 40 % 50 % 60 %
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Abb. 2: Vertrauen in kommunale Institutionen – hier Bürger- und Oberbürgermeisterinnen /-meister nach Ortsgröße in 2023  
(Quelle: Forsa, zitiert nach Güllner 2023, eigene Darstellung)
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Bürgerbeteiligungsverfahren eingesetzt werden. Damit 
ist häufig auch die Hoffnung verbunden, Vertrauen in das 
kommunale Handeln zurückzugewinnen. Allerdings gibt 
es einige kritische Stimmen, die sich skeptisch gegen-
über diesen Ansätzen äußern und ein grundsätzlicheres 
Nachdenken über Kommunikation zwischen Stadtgesell-
schaft und lokaler Politik anregen. So hat Martin Aarts, 
der ehemalige Planungsdezernent von Rotterdam, seine 
Vorbehalte gegenüber klassischen Partizipationsverfah-
ren einmal wie folgt beschrieben: 

„Partizipation – ich hasse dieses Wort. Das ist der 
schlimmste Begriff, um mit Anwohnern zu kommu-
nizieren. Partizipation ist eine bürokratische, hier-
archische Struktur, in die die Bürger hineingedrückt 
werden sollen. „Wir machen mit euch Partizipation, 
dann haben wir das auch erledigt und können end-
lich losbauen.“ Eine Powerpoint-Präsentation und 
davor 600 Leute, die mich anbrüllen, schrecklich. 
Man darf das nicht so machen. Ich habe in Rotter-
dam pro Jahr Hunderte von Leuten bei Kaffee und 
Kuchen befragt. Das Wichtigste ist: Man muss sich 
Zeit dafür nehmen. Erst nach zwei, drei Stunden 
erfährt man, was sie wirklich bewegt.“ (Hönicke / 
Aarts 2018) 

Auch die Wahrnehmung, dass in Veranstaltungen zu an-
lassbezogenen Bürgerbeteiligungen häufig Themen an-
gesprochen werden, die mit dem eigentlichen Gegenstand 
im engeren Sinne nichts zu tun haben (vgl. Faller/Hettich 
2019:35; Kuder 2019:2; Lobeck/Selle/Wiegandt 2021:3), 
lässt die Vermutung zu, dass es in der generellen Kom-
munikation zwischen den Bürgerinnen und Bürgern auf 
der einen Seite und Mitarbeitenden der kommunalen Ver-
waltung bzw. der Politik auf der anderen Seite an Möglich-
keiten mangelt, zu grundsätzlichen Themen ins Gespräch 
zu kommen. 

Im Nachgang von zeitlich begrenzten Beteiligungsprozes-
sen, die oft am Anfang von Projekten der Stadtentwicklung 
stehen, scheint für die Stadtgesellschaft häufig lange Zeit 
nichts zu passieren. Die vielfältigen Abstimmungen und 
Planungen im Hintergrund werden nicht wahrgenommen 
und erst bei der Vorbereitung der politischen Beschlüsse 
für die Öffentlichkeit sichtbar. Fugmann u. a. haben das 
in einer anschaulichen Grafik sichtbar gemacht (Abb. 3). 

Vollständig unklar bleibt Bürgerinnen und Bürgern neben 
den unsichtbaren Kommunikationen oft auch die unter-
schiedliche Menge und Qualität an Kommunikation und 

halten aus.“ (ebd.: 270). Er kritisiert vor allem ein Umfragen 
zugrunde liegendes allgemeines „Bild vom Vertrauen, das 
stets nur von dem Vertrauen in die Politik, die Parteien oder 
die Institutionen redet“ (ebd.: 272, Hervorhebung im Original) 

Aus seiner Sicht ist das praktische Vertrauen und das da-
raus resultierende Verhalten jedoch immer auf konkrete 
Personen und Situationen gerichtet, auch wenn diese Per-
sonen als Gesicht einer Institution agieren mögen (vgl. 
ebd.: 281). Für ihn ist die Frage relevanter, wie das Ver-
halten der Menschen im konkreten Kontakt aussieht, als 
was sie darüber erzählen.

Nassehi erklärt einen von ihm beobachteten „tiefgreifen-
den Vertrauens- und Legitimationsverlust des Politischen“ 
in einer Studie für die Konrad-Adenauer-Stiftung mit drei 
grundsätzlichen Faktoren (Nassehi 2016:104):

• Der faktischen Komplexität der Gesellschaft,
• der zunehmenden Granularisierung von Lebenslagen 

und
• der zunehmenden Ablehnung asymmetrischer Ord-

nungsformen.

Die Komplexität der Gesellschaft zeigt sich in der Stadt-
entwicklung zum Beispiel in langen Planungszeiträumen 
mit der Beteiligung zahlreicher Akteure mit unterschied-
lichsten Interessen und der Berücksichtigung von schein-
bar immer mehr Regularien – so einige unserer Inter-
viewpartnerinnen und Interviewpartner. Diese sind den 
Bürgerinnen und Bürgern kommunikativ schwer zu ver-
mitteln. Vertrauen und Misstrauen sind dann zwei Stra-
tegien, um die Komplexität solcher gesellschaftlichen 
Prozesse zu reduzieren (Lobeck/Wiegandt 2019:290 in 
Anlehnung an Luhmann 2014). 

Die Bürgerinnen und Bürger gliedern sich zudem in immer 
differenziertere Teilgruppen, die sich unterschiedlichster 
Teil-Öffentlichkeiten bedienen und mit herkömmlichen Mit-
teln der kommunalen Kommunikationsarbeit kaum noch zu 
erreichen sind. Darüber hinaus reduziert sich – als durch-
aus begrüßenswerte Folge von Aufklärung und Demokra-
tisierung – der Glaube an die grundsätzliche Sinnhaftigkeit 
hoheitlicher Entscheidungen ausgedrückt durch eine „ge-
neralisierte Erwartung von Augenhöhe“ (Nassehi 2016:80).

3.2. Kommunikation am Beispiel von Partizi-
pationsprozessen

In dieser wenig vertrauensvollen Atmosphäre ist zu be-
obachten, dass in der kommunalen Praxis zunehmend 



12  |

verständlich, dass eigene Äußerungen und Einschätzun-
gen nicht unmittelbar in Entscheidungen umgesetzt wer-
den. Wenn aber der Eindruck vorherrscht, man könne zwar 
seine Meinung zu diesem und jenem abgeben, »but there is 
no guarantee and little likelihood that these views will be lis-
tened to, reflected upon, or taken up by decisionmaking bo-
dies« (Ercan u. a. 2019:1), kann leicht Frustration entstehen. 

Diese Qualität von Kommunikation, – sich wechsel-
seitig zuzuhören, dabei davon auszugehen, dass ein 
Gegenüber ebenso legitime und reflektierte Interes-
sen verfolgt wie man selbst – ist auf beiden Seiten, 
der Seite der Einwohnerinnen und Einwohner und der 
Seite der Kommune, Voraussetzung für einen guten 
Austausch. 

Rosas »Resonanz«-Begriff (2018) bietet einen theoretischen 
Rahmen an, um über gelingende Kommunikation nachzu-
denken. Kuder (2019:1f.) stellt mit Bezug auf Rosa (2018) 
fest, dass die „aufwendigen Prozesse der Aushandlung und 
Abwägung“, die „Vielfalt an Interessen und Meinungen“, die 
Sicht, dass Politik „häufig auch gar nicht mehr selbst der 
Schrittmacher der gesellschaftlichen Entwicklung zu sein“ 
scheine, Ursachen für eine „zunehmende Kluft und Trenn-
linie zwischen Bürgern und Herrschenden als Ausdruck des 
gegenseitigen Resonanzverlustes, sprich des nicht mehr 
(angemessen) aufeinander Reagierens“ sind.

Aus Sicht von Rosa „sei der inkludierende Prozess des 
politischen Gestaltens“ ein wichtiger Aspekt für die Le-
benszufriedenheit der Menschen. Dabei gehe es ihm mit 
dem Resonanzbegriff nicht um Harmonie und Einklang, 
sondern vor allem um „prozesshafte Rückmeldung, Be-
weglichkeit und Kontakt. Dabei seien Widersprüche ge-
nauso zentral und wichtig, wie der Zusammenklang und 
berührende Antwortbeziehungen“ (Kuder 2019:10).

Beteiligung zwischen einzelnen Projekten der Stadtent-
wicklung. Während ab und an mit großem Aufwand erklärt, 
besichtigt und diskutiert wird, scheinen andere Entwicklun-
gen gleichsam unter dem Radar vorangetrieben zu werden. 

Diese drei Aspekte, 

• der Eindruck der fehlenden Möglichkeiten der Kommu-
nikation wichtiger Themen, 

• die Unsichtbarkeit relevanter Kommunikationsschich-
ten und 

• die unzureichende Nachvollziehbarkeit von Schwer-
punkten der Kommunikation,

tragen zu dem Vertrauensverlust in kommunale Verwal-
tung und Politik bei, der eingangs beschrieben wurde (vgl. 
Lobeck/Selle/Wiegandt 2021:3). 

3.3. Zum Stellenwert von Kommunikation

Überlegungen, die von diesen Beobachtungen ausgehen 
und den Blick auf die gesamte Zeit und den gesamten Raum 
von Kommunikation über Stadtentwicklung richten, spre-
chen, – wie der zitierte ehemalige Planungsdezernent von 
Rotterdam, Martin Aarts, von der Notwendigkeit des Zu-
hörens (vgl. Lobeck/Selle/Wiegandt 2021:4). Flinders stellt 
beispielsweise (2015, S. 194) in einem Aufsatz zu Herausfor-
derungen der Demokratie fest: »What’s interesting, howe-
ver, is that the art of democratic listening has been almost 
completely ignored in political science«. Das scheint auch in 
der Praxis der Kommunikation über Stadtentwicklung im-
mer wieder aufzutauchen: das Gefühl, kein Gehör zu finden. 

Im Normalfall der Kommunikation über Stadtentwicklung 
– also im Fall widerstreitender Interessen – ist es selbst-

Abb. 3: Schichten der Kommunikation. Quelle: Fugmann u. a. 2018: 13
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In unserer Studie wählen wir den erstgenannten Ansatz. 
Es geht uns darum zu erheben, welche Wege der Kom-
munikation es grundsätzlich gibt und welche tatsächlich 
genutzt werden. Wir gehen davon aus, dass die Ergeb-
nisse einer solchen Betrachtung eine gute Grundlage für 
die Bearbeitung vieler anderer berechtigter Fragen bieten 
können. Wenn empirisch beschrieben werden kann, wel-
che Kommunikationswege in Kommunen existieren und 
welche mehr oder weniger genutzt werden, damit Ein-
wohnerinnen und Einwohner mit ihrer Kommune im Feld 
der Stadtentwicklung in Kontakt treten können, lässt sich 
daran gut normativ, machttheoretisch, utopisch und auf 
vielen anderen Wegen anknüpfen. 

Auch eine solche empirische Betrachtung von Kommu-
nikation findet nicht im wertfreien Raum statt. Kommu-
nikation mit sich unpolitisch verstehenden Selbstver-
waltungen funktioniert anders als mit Verwaltungen, 
die etwa den im Rat vorhandenen Parteienwettbewerb 
reflektieren und in ihrer Arbeit berücksichtigen. Darüber 
hinaus spielt es eine Rolle, welche Akteure von Kommu-
nikation überhaupt in den Blick genommen werden. Da 
es die Wissenschaften, wie Nassehi es formuliert, „vor 
allem mit einer Welt selbst erzeugter Daten zu tun ha-
ben“ (Nassehi 2022:89), ist es relevant darzulegen, wie 
die Daten dieser Studie zustande kommen (siehe aus-
führlich das Kapitel zum methodischen Vorgehen) und 
zu reflektieren, welche Akteure auch nicht in den Blick 
genommen werden. 

Pragmatisch wird in dieser Studie davon ausgegangen, 
dass die Kommune aus der direkt gewählten Politik (Rat, 
Bezirke, ...) und aus der direkt oder indirekt gewählten 
Verwaltungsspitze (Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
ter, Dezernentinnen und Dezernenten) besteht. Es wird 
also von einem repräsentativ-demokratischen Organisa-
tionsverständnis der Willensbildung und Entscheidung 
ausgegangen, das durch einzelne direktdemokratische 
Elemente ergänzt wird. 

Als Akteure der Kommunikation werden neben der Kom-
mune erwachsene Einwohnerinnen und Einwohner in den 
Blick genommen, nicht weil die Kommunikation mit jün-
geren Menschen als irrelevant angesehen wird, sondern 
weil diese Auswahl in einer kleinen, explorativen Studie 
als erster Schritt weniger aufwendig ist. 

Wählt man unter den zahlreichen relevanten kommunalen 
Akteuren in der Stadtentwicklung nun die Einwohnerin-
nen und Einwohner und die Kommune aus, stellt sich die 
Frage, wie und auf welchen Wegen diese miteinander ins 
Gespräch kommen können. 

In diesen Zusammenhang passt der Gedanke, dass gelin-
gende Kommunikation nicht beim Zuhören und Antworten 
endet, sondern einbezieht, dass das jeweilige Verhalten der 
Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner sich auch 
aufeinander bezieht (z. B. Remsperger 2011, Röhner/Schütz 
2013). Eine solche »Responsivität« führt neben besserer 
Kommunikation auch zum Erleben von Selbstwirksamkeit 
(»ein anderer hat mir zugehört und geantwortet«). 

Gute Kommunikation zwischen Bürgerinnen und Bürgern 
und ihren Kommunen bedarf offenbar des Zuhörens, der 
Resonanz, der Responsivität – auf allen Seiten.

3.4. Schlussfolgerungen für die Studie – 
Wege der Kommunikation zwischen 
Bürgerinnen und Bürgern und ihren 
Kommunen

Es soll in dieser Studie wie gesagt nicht um Bürgerbeteili-
gung in der Stadtentwicklung gehen. Vielmehr wird Bürger-
beteiligung als ein Spezialfall von Kommunikation zwischen 
Bürgerinnen und Bürgern und Kommune verstanden. Hier 
soll nicht die anlassbezogene Beteiligung in ausgewählten 
Raum- und Zeitfenstern in den Blick genommen werden, 
sondern die Kommunikation zwischen Einwohnerinnen und 
Einwohnern auf der einen und der Kommune auf der an-
deren Seite generell in diesem Themenfeld. Genauer die 
Möglichkeiten, die es für diese Kommunikation gibt und 
wie diese Möglichkeiten genutzt werden. 

Wenn hier der Fokus auf die Kommunikation zwischen Ein-
wohnerinnen und Einwohnern einerseits und Kommunen 
andererseits gelegt wird, soll damit nicht suggeriert wer-
den, dass es sich um die wichtigsten oder gar die einzigen 
Akteure handelt, die Stadtentwicklung gestalten. Stadt-
entwicklung ist immer das Werk von vielen (vgl. Selle 
2019:48-53).

Die Frage, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Feld der 
Stadtentwicklung mit ihrer Kommune in Kontakt treten 
(können), ist eine Frage, die zudem aus vielen Perspekti-
ven betrachtet werden kann. Man kann nicht nur fragen, 
welche Wege es gibt und welche genutzt werden, sondern 
man könnte auch fragen, welche Wege es geben müsste 
(normativ), wenn man das eine oder andere Verständnis 
von Kommune voraussetzt (vgl. für verschiedene mögliche 
Verständnisse: Bogumil/Holtkamp 2013:8-13). Man könnte 
ebenso fragen, wer warum dafür sorgt, dass es den einen 
oder anderen Weg (nicht) gibt (machttheoretisch)? Es ließe 
sich schließlich fragen, wie die Wege für wen am besten 
gestaltet wären (utopisch)? 
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3.  Das dritte Szenario geht der Frage nach, wie die Öf-
fentlichkeit nach anfänglicher Beteiligung an komple-
xen Stadtentwicklungsprozessen informiert bleiben 
kann. Oft passiert lange Zeit scheinbar nichts, wäh-
rend im Hintergrund Gutachten erstellt, Verhandlun-
gen geführt und Abwägungen getroffen werden, von 
denen die Einwohnerinnen und Einwohner nichts er-
fahren.

4.  Im vierten Szenario wird die schon erwähnte Tat-
sache aufgegriffen, dass an fast allen Stadtentwick-
lungsthemen und -projekten viele Akteure beteiligt 
sind. Wie können solche komplexen und multilatera-
len Prozesse mit vielen Akteuren und unterschiedli-
chen Interessen der Öffentlichkeit verständlich ver-
mittelt werden? 

Im folgenden Kapitel „Methodisches Vorgehen“ wird er-
läutert, welche Rolle die Szenarien bei der Untersuchung 
im Detail spielen.

Um das nun immer noch sehr weite Feld dieser Kommuni-
kation greifbar und bearbeitbar zu machen, soll der Fokus 
über vier Szenarien auf wesentliche Fallkonstellationen 
und Motive der Interaktion aus Sicht der Einwohnerinnen 
und Einwohner gelegt werden: 

1.  Im ersten Szenario steht die Kommunikation über all-
tägliche Anliegen im Vordergrund. Es geht darum, wie 
Bürgerinnen und Bürger ihrer Kommune Hinweise 
und Bedarfe zukommen lassen. Das kann der Hin-
weis auf einen zugeparkten Radweg ebenso sein wie 
der Vorschlag für die Neupflanzung eines Baumes.

2.  Als zweites Szenario soll der Blick auf die Kommu-
nikation einer Initiative zu ihrem Projekt gerichtet 
werden. Dabei könnte es sich beispielsweise um ein 
generationenübergreifendes Wohnprojekt oder die 
Erweiterung von Umkleiden eines Sportvereins han-
deln. Die Kommune soll das Projekt nicht umsetzen, 
sondern die Initiative unterstützen.



|  15vhw-Schriftenreihe Nr. 43

4.2. Auswahl der Untersuchungsstädte

Die Auswahl der 20 Untersuchungsstädte orientierte sich 
an ihrer Größe, ihrer Prosperität – hier abgebildet durch 
den Indikator schrumpfend / wachsend – und an ihrer Lage. 

Hinter der Auswahl standen drei verschiedene Überlegun-
gen: Zum ersten die These, dass Bürgerinnen und Bür-
gern in kleineren Städten leichter einen direkten Zugang 
zu ihrer kommunalen Verwaltung oder Politik bekommen 
als Bürgerinnen und Bürgern in Großstädten – schlicht, 
weil Bürgermeisterinnen und Bürgermeister einfacher zu 
erreichen sind, wenn sie nur für 12.000 Einwohnerinnen 
und Einwohner zuständig sind als für 1,5 Millionen (vgl. 
dazu auch die Umfrage zum höheren Vertrauen in kleine-
ren Gemeinden, Abb. 2). Zum zweiten der Gedanke, dass 
sich die Anlässe für eine Kommunikation zwischen Bür-
gerinnen und Bürgern und ihrer Verwaltung in prospe-
rierenden Städten gegenüber wirtschaftlich schwächeren 
Städten unterscheiden. In reicheren Städten würden die 
Themen der Stadtentwicklung gegebenenfalls in anderer 
Weise als in ärmeren Städten verhandelt, so die Ausgangs-
these. Zum dritten waren für die Auswahl der untersuch-
ten Städte die räumlichen Unterschiede in Deutschland 
leitend. Zwischen West und Ost, aber auch zwischen Nord 
und Süd werden unterschiedliche Traditionen im Verhält-
nis von Bürgerschaft und kommunaler Selbstverwaltung 
vermutet, die mit der Auswahl der Städte berücksichtigt 
werden sollten. Diese spiegeln sich auch in Unterschieden 
der Gemeindeordnungen wider.

Auch wenn aufgrund der überschaubaren Fallzahl und des 
qualitativ ausgerichteten Forschungsdesigns keine Hypo-
thesentestung erfolgen konnte, wurden mit der Fallstudien-
auswahl die vermuteten unterschiedlichen Auswirkungen 
von Größe, Lage und Prosperität der Kommunen berück-
sichtigt. Sicher gibt es darüber hinaus in der Tradition und 

4.1. Ziel des Vorhabens und Implikationen für 
das methodische Vorgehen

Ziel des Forschungsprojekts ist es, Wege zu identifizie-
ren und zu beschreiben, wie Bürgerinnen und Bürger in 
Fragen der Stadtentwicklung Kontakt zu ihren kommuna-
len Verwaltungen oder ihrer lokalen Politik herstellen und 
nutzen können, um an Aktivitäten in der Stadtentwicklung 
in unterschiedlicher Form teilzuhaben. Bei dem Projekt 
handelt es sich um ein exploratives Vorhaben, das eher 
deskriptiv die verschiedenen Möglichkeiten der Kommu-
nikation aufzeigen will, nicht aber die Qualität der Wege 
und Kontakte für die Bürgerinnen und Bürger bewerten 
will. Nicht so sehr, weil es nicht sinnvoll wäre, die Qualität 
in den Blick zu nehmen, sondern forschungsökonomisch 
gedacht als ein erster Schritt vor dem nächsten. Für ein 
solches Vorhaben bieten sich die Methoden der qualitati-
ven Sozialforschung an. Empirisch sind die Zugänge der 
Bürgerinnen und Bürger zu ihrer kommunalen Verwaltung 
und Politik dazu in zwei Schritten erhoben worden:

• zuerst über eine reine Internetrecherche zu den ver-
schiedenen Möglichkeiten in 20 ausgewählten Städten 
(s. Abb. 4), ohne dabei direkte Gespräche mit Vertrete-
rinnen oder Vertretern aus diesen Städten zu führen, und 

• dann über 31 Interviews mit 33 Expertinnen und Exper-
ten, die aus 10 der zunächst 20 betrachteten Städte über 
ihre Erfahrungen mit den unterschiedlichen Wegen der 
Kommunikation berichtet haben (s. Liste der Gesprächs-
partnerinnen und Gesprächspartner im Anhang).

Ergänzt wurden diese eigenen Erhebungen durch zwei 
Workshops, bei denen jeweils zehn bis 15 weitere Exper-
tinnen und Experten in zwei Videokonferenzen das Vorgehen 
und die vorläufigen Ergebnisse aus dem Projekt mit ihrem 
Wissen und ihrer Erfahrung kommentiert haben (s. Liste der 
Workshop-Teilnehmerinnen und -Teilnehmer im Anhang).

4.  Methodisches Vorgehen 
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konnte. Den Zugang bildete die jeweilige Startseite der 
städtischen Webseite (Stadtname.de). Im Anschluss wur-
den dort genannte Themen aufgerufen, die mit Stadtent-
wicklung im weiteren Sinne zu tun haben (Bauen, Verkehr, 
Beteiligung usw.). Im weiteren Vorgehen wurden dann die 
so identifizierten Webseiten maximal bis zur dritten Ebene 
nach der Startseite berücksichtigt. 

Es wurde also nicht die komplette Webseite der jeweiligen 
Stadt berücksichtigt und es fand keine Bewertung nach 
Qualität (verständliche Sprache, Vollständigkeit oder Ak-
tualität von Informationen usw.) statt. Auch die Gestaltung 
bzw. die “User Experience” der Webseiten wurde nicht be-
wertet. Beides ist zwar durchaus relevant für die Frage, ob 
Kommunikationsangebote wahrgenommen und inhaltlich 
zutreffend zugeordnet werden, doch hätte dies den Rah-
men des Forschungsansatzes gesprengt.

Dokumentiert wurden das Vorhandensein angebotener 
Kontaktmöglichkeiten (zum Beispiel: Adressen, Öffnungs-
zeiten, Telefonnummern, Mail-Adressen, Kontaktformu-
lare, Hinweise auf Social-Media-Kanäle, Ansprechpartne-
rinnen und Ansprechpartner, Links zu Newslettern, Links 
zum Ratsinformationssystem). Die vorgefundenen Kon-

Kultur der Kommunikation zwischen Städten große Unter-
schiede, auch wenn sie hier in gleiche Auswahlkategorien 
(z. B. klein, wachsend, Westen) „einsortiert“ werden. 

Sowohl die Analyse der Webseiten als auch die Auswer-
tung der Interviews erfolgen nicht nach einzelnen Kom-
munen, sondern summarisch, weil das Ziel der Studie auf 
generell existierende Kommunikationsmöglichkeiten zielt 
und nicht auf Best Practices oder besonders gute Leis-
tungen einzelner Kommunen. Im Folgenden werden also 
keine Einzelergebnisse dargestellt.

4.3. Untersuchung von Webseiten 

In einem ersten Schritt wurden die Webseiten der 20 aus-
gewählten Kommunen auf mögliche Kommunikations-
wege untersucht und dokumentiert, um einen Überblick 
zu bekommen, welche Angebote Bürgerinnen und Bürgern 
gemacht werden, mit ihren Kommunen zu kommunizieren. 

Die Systematik der untersuchten Webseiten stellt sich in 
der Praxis recht unterschiedlich dar, sodass kein star-
res einheitliches Untersuchungsraster gewählt werden 

Abb. 4: Untersuchungsstädte

Kommune Größe Lage schrumpfend/wachsend Interview/Webseite
Anklam 12.000 N schrumpfend Interview/Webseite
Königswinter 41.000 W wachsend Interview/Webseite
Schwerte 46.000 W uneindeutig Interview/Webseite
Lingen 56.000 W wachsend Interview/Webseite
Friedrichshafen 62.000 S wachsend Interview/Webseite
Cottbus 98.000 O schrumpfend Interview/Webseite
Bonn 332.000 W wachsend Interview/Webseite
Duisburg 495.000 W wachsend Interview/Webseite
Leipzig 602.000 O wachsend Interview/Webseite
München 1.490.000 S wachsend Interview/Webseite
Altena 18.000 W schrumpfend Webseite
Ahrensburg 34.000 N wachsend Webseite
Lörrach 49.000 S wachsend Webseite
Offenburg 60.000 S wachsend Webseite
Arnsberg 75.000 W uneindeutig Webseite
Göttingen 124.000 Mitte wachsend Webseite
Rostock 208.000 N uneindeutig Webseite
Freiburg 231.000 S wachsend Webseite
Münster 316.000 W wachsend Webseite
Hannover 530.000 N wachsend Webseite



|  17vhw-Schriftenreihe Nr. 43

4.4. Gespräche mit Expertinnen und Exper-
ten

In einem zweiten Schritt wurden Gespräche mit Expertin-
nen und Experten in zehn Untersuchungsstädten geführt 
und ausgewertet, um etwas über die „reale Nutzung“ der 
„Möglichkeitsräume“ in den Kommunen zu erfahren. Be-
obachtungen im Umgang mit den Wegen der Kommuni-
kation wurden von den Gesprächspartnerinnen und -part-
nern in den Interviews mitgeteilt. Ziel war es, in den zehn 
Städten möglichst jeweils vier Gespräche zu führen:

1.  in den Stadtverwaltungen mit Vertreterinnen und Ver-
tretern aus der Stadtplanung / Stadtentwicklung sowie 

2.  mit den für die Bürgerbeteiligung zuständigen Stel-
len,

3.  für den Bereich der Kommunalpolitik mit einem 
Ratsmitglied, das in Planungsausschüssen oder ver-
gleichbaren Gremien vertreten ist, und 

4.  für die Zivilgesellschaft mit Vertreterinnen und Ver-
tretern, die einen Überblick über kommunalpoliti-
sche Aktivitäten verfügen bzw. sich auch außerhalb 
von Verwaltung und Politik für verschiedene Anliegen 
in der Stadtgesellschaft engagieren.

Nicht in allen zehn Städten konnten vier Gespräche ge-
führt werden, weil es für die Beteiligungsfragen in einigen 
Städten keine eigenen Stellen gibt bzw. es in einigen Fäl-
len auch zu Terminproblemen kam. Die Auswertungen für 
diese Studie beruhen letztendlich auf zehn Gesprächen mit 
den Planungsverwaltungen, sieben Gesprächen mit der Be-
teiligungsverwaltung, sechs Gesprächen mit der Kommu-
nalpolitik und neun Gesprächen mit der Zivilgesellschaft.

Bei der Durchführung der Interviews waren die Spielre-
geln der qualitativen Sozialforschung leitend. Bei Ex-
perteninterviews wird hier generell zwischen explorati-
ven, systematisierenden und theoriegenerierenden Typen 
unterschieden (Kruse 2015, 167f.). Die Interviews in die-
sem Projekt wurden entlang der vier Szenarien geführt, 
die den Gesprächspartnerinnen und -partnern zu Beginn 
des Interviews vorgestellt wurden (Abb. 5) und die dann 
von ihnen kommentiert wurden. Dadurch, dass die Kons-
tellationen für die Kommunikation über die vier Szenarien 
schon vorstrukturiert waren, sind die Interviews stärker 
dem systematisierenden Typ der Expertengespräche zu-
zuordnen. Dies hat dann auch eine dialogorientierte Inter-
viewführung zur Folge gehabt, bei der die Realitäten in den 
Verwaltungen stärker im Fokus standen als die subjektiven 
Deutungsmuster der Interviewpartnerinnen und -part-
ner, die eher monologisierend vorgetragen werden. Die 
vier Szenarien dienten als Leitfaden für die Gespräche, um

taktmöglichkeiten wurden in eine Tabelle überführt und 
dort – unabhängig von der Quelle der jeweiligen städti-
schen Webseite – zusammengefasst.

In einem nächsten Schritt wurden die gesammelten „Wege 
der Kommunikation“ geclustert, mit zusätzlichen, in den 
Interviews genannten Wegen der Kommunikation ergänzt 
und in inhaltlich ähnlichen Gruppen zusammengefasst. 
Folgende Gruppen wurden gebildet:

• Allgemeine Kontaktangebote
• Informationsangebote
• Spezifische Dialogangebote: Orte, Personen, Events
• Medial vermittelte Kontakte
• Intermediäre/Mittler
• Gesetzlich vorgeschriebene Verfahren

Die Inhalte dieser Gruppen werden in der folgenden Aus-
wertung als „Möglichkeitsraum“ erläutert. 

Eine weitere Gruppe mit Elementen etwas anderen Cha-
rakters wurde mit „Rahmenbedingungen / Vorgelager-
tes“ bezeichnet, da es sich nicht um direkte Kommunika-
tionsangebote handelt, sondern um die Beschreibung von 
Elementen, die für die Kommunikation eine Rolle spielen. 
Dazu gehören beispielsweise 

• eine Suchmöglichkeit auf der Webseite, 
• ein Organigramm der Verwaltung, 
• eine Liste der gewählten Gremienmitglieder (nach The-

men und/oder Stadtteilen), 
• eine Liste von Ortsteilen/Ortsverwaltungen/Bezirks-

verwaltungen mit Ansprechpartnern und Kontaktdaten, 
• eine Liste von politischen Initiativen in der Stadt,
• Öffnungszeiten der Verwaltung,
• Leitlinien der Bürgerbeteiligung oder
• Stadtbezirksbudgets.

Einschränkend gilt für diese Form der Erhebung des Mög-
lichkeitsraums, dass ausschließlich Selbstbeschreibun-
gen von Kontaktmöglichkeiten erhoben wurden, deren 
Qualität nicht beurteilt werden konnte. So lässt sich zwar 
darstellen, ob die Kommunen eine zentrale Telefonnum-
mer zur Kontaktaufnahme angeben, aber nicht, wie diese 
Nummer tatsächlich erreichbar ist und welche Auskünfte 
direkt oder nach Vermittlung zu zuständigen Ansprech-
partnerinnen und -partnern gegeben werden. Weder die 
Qualität von Informationen – zum Beispiel zu einzelnen 
stadtentwicklungspolitischen Themen oder Vorhaben – 
noch die Vollständigkeit zu einzelnen Themen oder auch 
zu der Frage, ob alle wichtigen Themen behandelt wurden, 
konnten erhoben werden. 
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Den Interviewpartnerinnen und Interviewpartnern wurde 
Vertraulichkeit zugesichert. Da es in der Erhebung nicht 
um die Spezifika der einzelnen Gemeinden ging, sondern 
um eine summarische Betrachtung, ist eine gemeinde-
scharfe Zuordnung der getroffenen Aussagen nicht er-
forderlich. Die Interviews wurden jeweils im Nachgang in 
einem Gesprächsprotokoll zusammengefasst. In fast allen 
Fällen standen Audioaufnahmen zum Abgleich zur Verfü-
gung, die im Anschluss gelöscht wurden.

Methodenkritisch anzumerken ist, dass sich die folgenden 
Ergebnisse auf die zehn Fallstudien beziehen und damit 
nicht auf das gesamte Spektrum aller Städte in Deutsch-
land. Innerhalb der Fallstudien wird nur ein Teil der städti-
schen Aktivitäten abgedeckt. Nicht alle Wege der Kommu-
nikation konnten in allen Gesprächen systematisch verfolgt 
werden. Die Gesprächspartnerinnen und -partner haben in 
den Interviews eigene Schwerpunkte gesetzt. Hinzu kommt, 
dass Selbstaussagen getroffen werden, die nicht frei von 
subjektiven Einschätzungen sind. Generalisierungen der 
Ergebnisse sind deshalb mit Vorsicht zu betrachten.

Dennoch erlaubt der explorative qualitative Ansatz die Ge-
nerierung vorläufig abgesicherter Thesen zur Kommuni-
kation von Bürgerinnen und Bürgern mit ihren Kommu-
nen zum Thema Stadtentwicklung. Diese Thesen können 
und sollen die Grundlage für empirische Überprüfungen 
in weitergehenden Untersuchungen liefern und können als 
Diskussionsgrundlage in der Praxis dienen.

• in einem ersten Szenario etwas über die Möglichkei-
ten der Bürgerinnen und Bürger zu erfahren, wie sie 
der Verwaltung oder der Politik alltägliche Hinweise in 
Fragen der Stadtentwicklung geben, – also ein „Macht 
was!“ in den Blick zu nehmen, was von den Bürgerin-
nen und Bürgern ausgeht. 

• In einem zweiten Szenario ging es darum zu erfahren, 
wie die Bürgerinnen und Bürger bei eigenem Engage-
ment durch die Verwaltungen oder die Politik unterstützt 
werden können, also die Möglichkeiten des „Unterstützt 
uns!“ zu untersuchen. Im Gegensatz zum ersten Szena-
rio geht es im zweiten Szenario aber nicht darum, dass 
die Verwaltung die Aufgabe übernehmen soll.

• Ein drittes Szenario bezieht sich stärker auf Aktivitäten 
einer städtischen Politik. Hier standen Möglichkeiten im 
Vordergrund, wie sich Bürgerinnen und Bürger bei län-
ger laufenden Stadtentwicklungsvorhaben oder auch 
-planungen nach vielleicht anfänglichen Beteiligungs-
veranstaltungen über den Stand der Dinge informieren 
können, – also die Möglichkeiten des „Informiert uns!“ 
zu untersuchen.

• Im vierten Szenario standen schließlich die Komplexität 
und Multi-Akteurs-Situation der Stadtentwicklungspro-
zesse im Fokus. Hier wurden mit den Gesprächspart-
nerinnen und -partnern Möglichkeiten diskutiert, wie 
den Bürgerinnen und Bürgern die Abläufe und zentralen 
Akteure der jeweiligen Vorhaben in der Stadt vermit-
telt werden. Auf eine kurze Formel aus Bürgersicht ge-
bracht, beschreibt dieses Szenario ein „Erklärt es uns!“. 

Abb. 5: Die vier Szenarien im Überblick

Verfahrensübergreifende, verlässliche Kommunikation  
zwischen Verwaltung, Politik und lokalen Öffentlichkeiten

Szenario 1

Kommunikation zu alltäglichen 
Anliegen

Frage:
Wenn Bürgerinnen und Bürger 
z. B. auf einen zugeparkten 
Radweg hinweisen oder einen 
Vorschlag für die Neupflanzung 
eines Baumes machen wollen
•  welche Wege stünden ihnen 

dazu grundsätzlich zur Ver-
fügung

•  Welche werden in solchen 
oder ähnlichen Fällen (nach 
Ihren Erfahrungen) tatsäch-
lich genutzt?

Szenario 2

Kommunikation einer Initiative 
zu ihrem Projekt

Frage:
Eine Generation übergreifende 
Gruppe möchte ein Wohnpro-
jekt realisieren und bedürfte 
dazu kommunaler Kooperation 
(z. B. bei der Grundstücks-
suche) –
•  welche Wege stünden ihnen 

grundsätzlich zur Verfügung, 
um ihr Anliegen an Politik und 
Verwaltung heranzutragen?

•  Welche werden in solchen 
oder ähnlichen Fällen (nach 
Ihren Erfahrungen) tatsäch-
lich genutzt?

Szenario 3

Nach anfänglicher Beteiligung 
im Kontakt bleiben

Frage:
Die für die Stadtplanung 
typischen Öffentlichkeits-
beteiligungen finden zumeist 
zu Beginn langer Prozesse 
statt. Was nach der Beteiligung 
geschieht, bleibt zumeist in-
transparent.
•  Welche Wege stünden der 

Öffentlichkeit grundsätzlich 
zur Verfügung, um weiterhin 
informiert zu bleiben

•  Welche werden in solchen 
oder ähnlichen Fällen (nach 
Ihren Erfahrungen) tatsäch-
lich genutzt?

Szenario 4

In einer Vielzahl von Akteuren 
und Kommunikationen den 
Überblick behalten

Frage:
An komplexen kommunalen 
Aufgaben (z. B. Innenstadt-
entwicklung) wirkenviele 
Akteure mit. Für große Teile 
der Öffentlichkeit bleibt das 
unübersichtlich –
•  Ob und wie lassen sich solche 

komplexen („multilateralen“) 
Prozesse grundsätzlich zur 
Öffentlichkeits hin vermitteln

•  Wie wird das bei Ihnen in ei-
nem solchen oder vergleich-
baren Fällen gehandhabt?
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• Allgemeine Telefonnummer der Verwaltung 
• Persönliche Telefonnummern von Mitarbeitern der Ver-

waltung 
• Spezielles „Bürgertelefon“ – manchmal die 115 
• Allgemeine Mail-Adresse der Verwaltung 
• Persönliche Mail-Adresse von Mitarbeitern der Ver-

waltung 
• Online-Plattform/-Formular, Kontaktformular auf Web-

seite
• Hinweis auf speziellen Kanal für Anliegen, Lob, Be-

schwerden (Mängelmelder, Stadtportal, ...) 

Schon bei diesen allgemeinen Kontaktinformationen lassen 
sich zwei Unterscheidungen verdeutlichen, die im Laufe des 
Projekts immer wieder relevant wurden. Während bei den 
weiteren Kategorien auch Informationsangebote eine Rolle 
spielen, handelt es sich in dieser Kategorie ausschließlich 
um Dialogangebote, wobei natürlich im Rahmen des Dia-
logs auch Informationen vermittelt werden können. Bei den 
Dialogangeboten lassen sich synchrone und asynchrone 
Kommunikationsmöglichkeiten unterscheiden, die beide 
spezifische Vor- und Nachteile mit sich bringen.

Grundsätzlich werden von allen Kommunen im untersuch-
ten Teil der Webseiten sowohl synchrone Kommunikati-
onsangebote (hier: Telefon) gemacht als auch asynchrone 
(z. B. Mail, Kontaktformular). Damit werden unterschied-
liche Vorlieben oder Zugänge der Kontakt suchenden Ein-
wohnerinnen und Einwohner abgedeckt. Lediglich eine 
Kommune nannte auf ihrer Startseite keinerlei Kontakt-
möglichkeit. Diese tauchten dort erst in den nachgeord-
neten Seiten auf.

Mit Blick auf die in den Interviews genutzten Szenarien 
(siehe Methodikkapitel) lassen sich die allgemeinen Kon-
taktangebote im Wesentlichen dem Szenario 1 (Hinweise 
geben) zuordnen. Die Interessen von Einwohnerinnen und 

Wie im Methodikkapitel dargestellt, wurden auf den Web-
seiten von 20 Kommunen (s. Abb. 4) alle erwähnten Wege 
der Kommunikation zum Thema Stadtentwicklung erho-
ben. Diese gesammelten „Wege der Kommunikation“ wur-
den in einem nächsten Schritt geclustert und in inhaltlich 
ähnlichen Gruppen zusammengefasst. Folgende Gruppen 
wurden gebildet:

• Allgemeine Kontaktangebote
• Informationsangebote
• Spezifische Dialogangebote: Orte, Personen, Events
• Medial vermittelte Kontakte
• Intermediäre/Mittler
• Gesetzlich vorgeschriebene Verfahren

Um den gesamten „Möglichkeitsraum“ der Kommunika-
tion zu erfassen, werden in der Darstellung neben den im 
Internet recherchierten Elementen auch solche ergänzt, 
die ausschließlich in den Interviews genannt wurden.

Eine weitere Gruppe mit Elementen etwas anderen Charak-
ters wurde mit „Rahmenbedingungen / Vorgelagertes“ be-
zeichnet, da es sich nicht um direkte Kommunikationsange-
bote handelt, sondern um die Beschreibung von Elementen, 
die für die Kommunikation einen Rahmen bilden. Die hier er-
hobenen Elemente sind im Methodikkapitel genannt worden.

Im Folgenden werden die erhobenen Wege der Kommu-
nikation gegliedert nach den gebildeten Gruppen darge-
stellt und erläutert.

5.1. Allgemeine Kontaktangebote

In diese Gruppe fallen Angebote der Kommune, sie „allge-
mein“ zu kontaktieren, das heißt ohne konkrete Benennung 
von Themenfeldern oder einzelnen Personen. Dazu gehören:

5. Der Möglichkeitsraum der Kommunikation 
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benan.de, XING, LinkedIn - teilweise auch für unter-
schiedliche Einrichtungen (z. B. VHS) 

• Hinweis/Link zum OpenData-Portal 
• Videos / Erklärfilme zur Stadtentwicklung 
• Broschüren zu Stadtentwicklungsthemen/-projekten 
• Dokumentation von Planungsgrundlagen (Gutachten, 

Prognosen, fortgeschriebene Wohnungsmarktbeob-
achtungen, Lageberichte, Bürgerbefragungen, ...) 

• Stadt-App mit aktuellen Informationen und Kontakt-
möglichkeiten

In zahlreichen Fällen wurden die Informationen (Themen/
Projekte) mit einer oder mehreren Kontaktpersonen und 
deren Kontaktdaten verbunden (Mail, Telefon, zum Teil: 
Foto, Ort, Öffnungszeiten, Routenplaner).

Im Gegensatz zu den allgemeinen Kontaktangeboten sind 
die genannten Informationsangebote in der Regel nicht 
primär auf Dialog ausgerichtet. Eine Ausnahme stellen 
die Hinweise/Links zu Social-Media-Accounts dar, die hier 
eine Doppelrolle erfüllen können. Je nach Ausgestaltung 
durch die jeweilige Kommune können diese sowohl zur 
Informationsvermittlung als auch zum Dialog genutzt wer-
den. Die häufig mit den Informationsangeboten verbun-
dene Nennung von Kontaktpersonen eröffnet jedoch auch 
hier die Möglichkeit zum Dialog zwischen Einwohnerinnen 
und Einwohnern mit der Verwaltung. 

Die Informationsangebote selbst sind asynchrone Kommu-
nikationsangebote, die Einwohnerinnen und Einwohner zu 
beliebiger Zeit an beliebigem Ort per Internetzugang oder 
als gedruckte Broschüre zur Kenntnis nehmen können. 

Diese Informationsangebote lassen sich grundsätzlich den 
Szenarien 3 und 4 zuordnen, also der Information zu The-
men und Projekten auch außerhalb der begrenzten Betei-
ligungsfenster und der Erläuterung komplexer multilate-
raler Zusammenhänge von Projekten. Sie können jedoch 
Hintergründe auch für die Szenarien 1 (Hinweise geben) 
und 2 (Unterstützung für Engagement suchen) liefern.

5.3. Spezifische Dialogangebote: Orte,  
Personen, Events

In dieser Kategorie finden sich Angebote zum Dialog, die 
über allgemeine Kontaktangebote hinausgehen. Zusam-
mengefasst werden hier Nennungen von Orten, an denen 
Informationen sowie Ansprechpartnerinnen und Ansprech-
partner zu finden sind, die konkrete Nennung von Ansprech-
partnerinnen und -partnern für spezifische Themen oder 
Projekte mit ihren Kontaktdaten, oder auch Veranstaltun-

Einwohnern, die in diesem Szenario angesprochen wurden, 
lassen sich über die hier dargestellten Kommunikations-
wege adressieren. Für die Szenarien 2, 3 und 4 können diese 
Kontaktwege einen ersten Zugang zur Verwaltung bieten, 
wenn eine Weiterleitung zu zuständigen und informierten 
Stellen erfolgt (vgl. auch Abb. 6 am Ende des Kapitels).

5.2. Informationsangebote

Mit Information werden hier Kommunikationsangebote 
gekennzeichnet, die nicht primär auf Dialog ausgerichtet 
sind, sondern einzelne Themen oder Projekte der Stadt-
entwicklung vorstellen und erläutern. Es kann sich hier-
bei um Webseiten mit Daten zu Verfahren oder Projek-
ten handeln, um Download-Angebote oder um gedruckte 
Broschüren. Kommunikation meint hier Information von 
der Kommune zu den Einwohnerinnen und Einwohner. Ein 
Informationsangebot kann mit einem Dialogangebot ver-
bunden sein (z. B. durch die Nennung einer Ansprechpart-
nerin oder eines Ansprechpartners), muss es aber nicht.

Im Einzelnen wurden folgende Angebote dokumentiert:

• Hinweis/Link zum Rats-/Stadtverordneteninformati-
onssystem 

• Hinweis/Link zu einer Vorhabenliste, Baustellenliste 
• Webseiten zu einzelnen Projekten mit mehr oder weni-

ger aktuellen Informationen
• Dokumentationen (Archiv) von Werkstätten / Projekten 

aus der Vergangenheit
• Webseiten zu Plänen (F-/B-Pläne, Masterpläne, Einzel-

handelskonzepte, ISEK, ...) 
• Online-Stadtpläne mit Infos zu Plänen, Angeboten, The-

men, Informationen, Baustellen u. ä. 
• (Reduzierte) Webseite mit „Leichter Sprache“ 
• (Reduzierte) Webseite in englischer (und weiteren) 

Sprachen – Angebot Google Translate 
• Information in Gebärdensprache 
• Hinweis/Link zu einem oder mehreren Podcasts 
• Hinweis/Link zum Amtsblatt / zu einer kommunalen 

Stadtzeitung
• Hinweis/Link zum Pressemitteilungsarchiv 
• Aufbereitete Informationen/Aktuelles aus dem Gemein-

derat 
• News auf der Webseite zu abonnieren (technisch als 

RSS / Atom-Feed) 
• Hinweis/Link zu Newsletter / Stadtzeitung 
• Chatbot auf der Webseite / Chatbot mit Zugang über 

Messenger (z. B. Telegram) 
• Hinweis/Link zu Social Media-Accounts der Verwaltung: 

Facebook, Twitter, Mastodon, Instagram, YouTube, ne-
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lung zum Opernumbau (Szenario 3 oder 4) kaum unter-
bringen, auch wenn kommunales Personal anwesend ist.

5.4. Medial vermittelte Kontakte

• WhatsApp / Telegram-Chat Bürgermeister/-in
• Online-Dialog Bürgermeister/-in

Im Vergleich zur vorigen Kategorie geht es bei diesen 
Angeboten um direkte persönliche Kontaktangebote an 
einzelne Bürgerinnen und Bürger, die ein grundsätzlich 
asynchrones Kommunikationsmittel nutzen. Zusätzlich 
wurde in den Interviews auf die direkte schriftliche Kon-
taktaufnahme mit Ratsmitgliedern oder der Verwaltung 
hingewiesen (Brief, Mail) sowie auf die Möglichkeiten zur 
Kontaktaufnahme über Soziale Medien, die von einzelnen 
Politikerinnen und Politikern angeboten werden:

• Direkte Ansprache von Ratsmitgliedern, Briefe an Ab-
geordnete bei kleineren Anliegen; Briefe oder E-Mails 
an die Bürgermeisterin bzw. den Bürgermeister oder 
an die Verwaltung

• Social Media-Account von Politikerinnen und Politikern

Die genannten Kommunikationswege sind grundsätzlich 
für alle betrachteten Szenarien nutzbar. Die Nutzung für 
Szenario 1 führt im Vergleich zu den allgemeinen Kontakt-
angeboten zu einem hohen Aufwand innerhalb von Politik 
und Verwaltung. Daher wird laut Aussagen der Gesprächs-
partnerinnen und Gesprächspartner hier auf die allgemei-
nen Kontaktangebote, – besonders auf Mängel- und Anlie-
genplattformen – verwiesen. Für Unterstützungsanfragen 
für eigenes Engagement (Szenario 2) können diese Kon-
taktwege als Einstieg in ein vertiefendes Gespräch dienen. 
Für die Szenarien 3 und 4 können auf diesen Wegen Hin-
weise auf weiterführende Dokumente gegeben oder Ver-
abredungen zu einem Austausch getroffen werden. Die von 
einigen Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartnern 
geäußerte Meinung zu Kontakten per Brief, Mail und be-
sonders zu Social Media war, dass gerade strittige oder 
komplexe Fragen auf diesen Kanälen nicht geklärt werden 
können. Dafür sei ein persönliches Gespräch erforderlich.

5.5. Intermediäre / Mittler

„Intermediäre“ oder „Mittler“, die nicht der Politik oder 
Verwaltung angehören, werden auf den untersuchten 
Webseiten der 20 Städte nur selten ausdrücklich erwähnt, 
in den Interviews von allen Akteursgruppen aber häufig 
angesprochen. Dazu gehören:

gen, bei denen neben Informationen auch Personen für den 
Kontakt zur Verfügung stehen. Die Angebote sind offenbar 
grundsätzlich als Angebote in physischer Präsenz konzipiert, 
können aber auch in virtuellen Umgebungen stattfinden.

Dies sind im Einzelnen:

• Beauftragte für Beteiligung von Bürgerinnen und Bür-
gern 

• Bürgerbüro/Stadtbüro (Ladenlokal/Ort für Information 
zur Stadtentwicklung) 

• Lab – ein Ort, an dem Veranstaltungen und Diskussio-
nen stattfinden können 

• Quartiersmanagement/-büro / Stadtteilbezogene Ak-
teure im Auftrag der Stadt 

• Ausschüsse oder/und Beiräte für Beteiligung 
• Stadtspaziergänge zu aktuellen Projekten 
• Info-Boxen/-Container zu Projekten 
• Veranstaltungen zur Information zur Stadtentwicklung 
• Ausstellungen zur Stadtentwicklung 
• Einwohnerfragestunde im Rat / Ausschuss als eigener 

TOP
• Politik-Sprechstunden
• Bürgermeister/-in-Sprechstunde
• Marktgespräche Bürgermeister/-in
• Telefon-Sprechstunde (Rückruf Bürgermeister/-in)
• Jugend-Sprechstunden Bürgermeister/-in
• Unternehmens-Stammtisch und -Sprechstunde von 

Bürgermeister/-in oder Verwaltung

Die hier zusammengestellten Angebote beinhalten unter-
schiedliche Möglichkeiten des persönlichen Kontakts, die 
zum Teil mit Informationsveranstaltungen oder Informa-
tionsorten kombiniert werden und zum Teil als direkte 
1:1-Kontakte gedacht sind. Im Gegensatz zur reinen Informa-
tionsvermittlung bieten die hier dargestellten Angebote die 
Möglichkeit zum Dialog mittels synchroner Kommunikation, 
– bei der also die Gesprächspartnerinnen und Gesprächs-
partner gleichzeitig anwesend sind und direkt interagieren 
können. Den genannten Personen oder Organisationseinhei-
ten (Bürgerbüro, Lab, Quartiersmanagement, Ausschüsse, 
…) lassen sich auch beispielsweise per Mail Botschaften zu-
senden, die asynchron, – also zeitversetzt ohne gleichzeitige 
Anwesenheit der Gesprächspartnerinnen und Gesprächs-
partner – beantwortet werden können, das Angebot der syn-
chronen Kommunikation steht jedoch im Vordergrund.

Grundsätzlich sind diese Angebote der Kommunikation für 
alle vier Szenarien geeignet, wobei nicht alle Ansprech-
partnerinnen und Ansprechpartner zu allen Themen aus-
kunftsfähig sein werden. Hinweise zu Straßenschäden 
(Szenario 1) lassen sich beispielsweise bei einer Ausstel-
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• Vergleichbar: Petition (z. B. § 16 Gemeindeordnung 
Brandenburg – Petitionsrecht): Recht jedes Einwoh-
ners / jeder Einwohnerin, sich mit Anregungen oder 
Beschwerden an den Rat oder den/die Bürgermeister/
in zu wenden.

• Ähnlich: Einwohnerantrag (z. B. §20b Gemeindeord-
nung Baden-Württemberg): Antrag auf Behandlung 
eines Themas im Gemeinderat 

• Einwohnerfragestunde (z. B. § 44 Abs. 3 Sächsische Ge-
meindeordnung – Mitwirkung im Gemeinderat und in 
den Ausschüssen): Ermöglichung, dem Rat oder sei-
nen Ausschüssen Fragen zu stellen oder Vorschläge 
zu unterbreiten.

• Einwohnerversammlung (z. B. § 16 Gemeindeordnung 
Rheinland-Pfalz – Einwohnerversammlung): Unter-
richtung der Einwohnerinnen und Einwohner, ggf. auch 
Aussprache.

• Bürgerbegehren/-entscheid (z. B. Art. 18a Gemeinde-
ordnung Bayern – Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheid): Entscheid über Angelegenheiten der Gemeinde.

• Umweltinformationsgesetz mit Auskunftsansprüchen
• Informationsfreiheitssatzung Stadt Leipzig
• Informationsfreiheitsgesetz mit Auskunftsansprüchen
• Einsicht in Bebauungspläne nach § 10 Abs. 3 Satz 2 

Baugesetzbuch

Auf den sehr niedrigschwelligen „Bürgerantrag“ nach Ge-
meindeordnung NRW und die Petition nach Gemeindeord-
nung Brandenburg wurde nur in Interviews hingewiesen. 
Die Möglichkeiten des Informationsfreiheitsgesetzes und 
Umweltinformationsgesetzes wurden nur auf Nachfrage 
in den Interviews genannt. Die anderen vorgeschriebe-
nen Möglichkeiten fanden sich auch auf den untersuch-
ten Webseiten der Gemeinden.

Alle dieser Möglichkeiten werden grundsätzlich genutzt, 
die Anfragen nach Informationsfreiheitsgesetz und Um-
weltinformationsgesetz nach Aussagen der Gesprächs-
partnerinnen und Gesprächspartner eher von der organi-
sierten Zivilgesellschaft (Umweltverbände, Vereine). Diese 
Anfragen werden auch eher durch das Rechtsamt oder/
und die Öffentlichkeitsarbeit beantwortet und nicht durch 
die Fachämter selbst.

Das Sprechen und Fragen im Gemeinderat und den Aus-
schüssen (Einwohnerfragestunde) scheint von Bürge-
rinnen und Bürgern unterschiedlich wahrgenommen zu 
werden. Es wird von zahlreichen Sitzungen berichtet, in 
denen die Bürgerinnen und Bürger nicht erscheinen und 
dann einzelne Abgeordneten diese Möglichkeit wahrneh-
men.

• Intermediäre Organisationen der Zivilgesellschaft 
(Ortsteilvereine, NGOs, ...)

• lose oder spontan organisierte Gruppen wie Eltern-
schaften

• Akteure zwischen Zivilgesellschaft, Verwaltung und Po-
litik z. B. außerhalb der hier untersuchten Städte: Bür-
gerbüros wie in Hannover, Potsdam oder Köln

• Die Presse, in der Leserbriefe erscheinen können
• Andere Einflussnahme auf Berichterstattung in der Ta-

geszeitung 

Hier geht es im Kern oft um das Szenario 3, den Wunsch 
nach Informationen zu Themen oder Projekten sowie um 
das Szenario 1, wenn gegebenen Hinweisen oder Anliegen 
aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger nicht ausreichend 
Rechnung getragen wurde. Das Szenario 2 kann in ähnlicher 
Form eine Rolle spielen, wenn auch hier die erhoffte Unter-
stützung der Verwaltung oder Politik nicht erreicht wurde. 
Die Intermediäre / Mittler sind in gewisser Weise selbst ein 
Teil der komplexen Akteurslandschaft, die in Szenario 4 the-
matisiert wird. Sie können aber aufgrund von Erfahrungen 
mit Themen, Projekten und Strukturen der Stadtentwick-
lung Bürgerinnen und Bürger dabei unterstützen, Akteurs-
rollen und -interessen besser einzuordnen.

Die Nutzung von Intermediären lässt sich in zwei Varian-
ten unterscheiden: 

• die Inanspruchnahme bestehender Gruppen, Vereine 
oder Kanäle zur Informationsbeschaffung (“Ich frag 
immer den Verein, die wissen, was los ist und wen sie 
fragen müssen”) 

• ihre Einbindung zur Reaktion auf unerwünschte (Nicht-)
Reaktionen (“Dann haben wir Leserbriefe geschrieben 
und Briefe an die Parteien”)

5.6. Gesetzlich vorgeschriebene Verfahren

Bei gesetzlich vorgeschriebenen Wegen der Kommunika-
tion kann es sich um die Beteiligung nach BauGB han-
deln oder um das Recht auf Information aus Umwelt-, 
Verwaltungsverfahrens-, Informationsfreiheits- oder ver-
gleichbaren Gesetzen oder um das Recht auf Einwohner-
fragestunden, Bürgeranträge, Bürgerbegehren und -ent-
scheide nach der jeweiligen Gemeindeordnung.

• „Bürgerantrag“ (z. B. § 24 Gemeindeordnung NRW – An-
regungen und Beschwerden): Recht jedes Einwohners 
/ jeder Einwohnerin, sich mit Anregungen oder Be-
schwerden an den Rat oder die Bezirksvertretung zu 
wenden.
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Die hier genannten Kommunikationswege richten sich vor 
allem auf die Informationsgewinnung (Szenario 3) und den 
Versuch, die Kommune – nach Hinweisen auf ein Thema 
oder einen Missstand (Szenario 1) – zum Handeln zu be-
wegen. Die Instrumente Bürgerbegehren und -entscheid 
können auch genutzt werden, um die Kommune zu bewe-
gen, Projekte zu unterstützen, die sie sonst nicht, gerin-
ger oder später angegangen wären (beispielsweise Rad-
entscheide).

Das Bürgerbegehren und der Bürgerentscheid schei-
nen bei Politik und Verwaltungen unbeliebt zu sein, da 
sie Verfahren verzögern, die eigene Entscheidungsho-
heit infrage stellen und konfrontativ werden können. Hier 
wurde berichtet, dass im Vorfeld versucht wurde, durch 
Gespräche die Anwendung des Instruments zu verhin-
dern.

Abb. 6: Übersicht über Teilbereiche des Möglichkeitsraums – Angebote für untersuchte Szenarien

Szenario 1:  
Hinweise, 
Anliegen

Szenario 2:  
Unterstützung 
Engagement

Szenario 3:  
Informationen 

auf Dauer

Szenario 4:  
Komplexität 
verstehen

Dialog /  
Informationen

asynchron/ 
synchron

Allgemeine  
Kontaktangebote

X (x) (x) (x) D / (I) a / s

Informations-
angebote

X X I / (D) a / (s)

Spezifische Dialog-
angebote: Orte, 
Personen, Events

X X X X D / (I) s / (a)

Medial vermittelte 
Kontakte

X (x) (x) (x) D a / (s)

Intermediäre/Mittler X X X X D s / (a)

Gesetzlich  
vorgeschriebene 
Verfahren

X (x) X (x) D a / (s)

X – Szenario abgedeckt
(X) – Szenario teilweise abgedeckt
D: überwiegend Dialogangebot
I: überwiegend Informationsangebot
a: asynchrones Kommunikationsangebot
s: synchrones Kommunikationsangebot
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Städte und Gemeinden von den Bürgerinnen und Bürgern 
breit genutzt. Dies gilt für klassische Wege wie die Nutzung 
des Telefons oder schriftlicher Anfragen per Brief, die direkt 
bei dem Oberbürgermeister bzw. der Oberbürgermeisterin 
oder der Pressestelle, aber auch bei Dezernentinnen und 
Dezernenten, Amtsleiterinnen und Amtsleitern oder Sachbe-
arbeiterinnen und Sachbearbeitern eingehen können. Solche 
klassischen Zugangsmöglichkeiten werden den Bürgerinnen 
und Bürgern in den untersuchten Städten und Gemeinden 
in unterschiedlicher Form geboten. Allgemeine Telefonnum-
mern bzw. Mail-Adressen sind fast immer leicht verfügbar. 
Persönliche Adressen mit dem Hinweis auf Zuständigkeiten 
für einzelne Themen finden sich ab und zu Zugänge zu kon-
kreten Projektverantwortlichkeiten hingegen seltener.

Ebenso vielfältig sind die digitalen Wege per Mail oder 
auch über digitale Plattformen. Dazu gehören heute in vie-
len Städten auch eigens eingerichtete Mängelmelder, die 
in einigen Kommunen auch für Anliegen und Anregungen 
genutzt werden können. Diese zentralen Wege, die oft mit 
einem klaren Workflow verbunden sind, kanalisieren die 
Mitteilungen der Einwohnerinnen und Einwohner an die 
Verwaltung häufig durch Kategorienvorgaben in der Ein-
gabemaske. Es wird berichtet, dass Einwohnerinnen und 
Einwohner von Politikerinnen und Politikern ausdrücklich 
auf die Nutzung dieser Instrumente hingewiesen werden. 

Auch Social-Media-Kanäle werden erwähnt. Viele Kom-
munen beobachten diese Aktivitäten und reagieren darauf. 
Hier ist die Handhabung laut unseren Interviewpartnerin-
nen und Interviewpartnern aber sehr heterogen. Einige 
Kommunen reagieren auf Social Media auf Hinweise, an-
dere nicht. Bürgerinnen und Bürger nutzen diese Kanäle 
ab und zu, um Hinweise zu geben.

Aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger ist es nicht immer 
ganz leicht, die richtige Stelle bzw. den besten Weg für ihr 

Die Nutzung der im vorigen Kapitel dargestellten Möglich-
keiten der Kommunikation wird im Folgenden entlang der 
in Szenarienform präsentierten ausgewählten Kommuni-
kationsanlässe dargestellt. Zu Beginn jedes Szenarios wird 
die Formulierung vorgestellt, die den Interviewpartnerinnen 
und Interviewpartnern zur Verfügung gestellt wurde. Bei den 
als Zitat gekennzeichneten Aussagen handelt es sich um 
paraphrasierte Zitate, die sicherstellen sollen, dass die ein-
zelnen Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner, de-
nen Vertraulichkeit zugesichert wurde, nicht erkennbar sind.

Szenario 1 –  Hinweise und Anliegen: „Macht 
was!“

Kommunikation zu alltäglichen Anliegen
Frage: Wenn Bürgerinnen und Bürger z. B. auf einen zu-
geparkten Radweg hinweisen oder einen Vorschlag für die 
Neupflanzung eines Baumes machen wollen, 

1.  Welche Wege stünden ihnen dazu grundsätzlich zur 
Verfügung? 

2.   Welche Wege werden in solchen oder ähnlichen Fäl-
len (nach Ihren Erfahrungen) tatsächlich genutzt?

Im Szenario 1 werden Bürgerinnen und Bürger von dem 
Motiv geleitet, ihrer kommunalen Verwaltung oder ihrer 
lokalen Politik in ganz verschiedenen Themenfeldern im 
Bereich Stadtentwicklung ein Anliegen zu vermitteln bzw. 
mit ihren Hinweisen bei den verantwortlichen Personen 
eine Handlung auszulösen. Sie wählen dazu aus dem brei-
ten Spektrum der Möglichkeiten individuell ganz unter-
schiedliche Wege, um solche Handlungen der Verwaltung 
oder der Politik zu erreichen. 

Die Vielfalt des „Möglichkeitsraums“ an Wegen zur Kom-
munikation wird in der alltäglichen Praxis der untersuchten 

6.  Die Nutzung der Kommunikations- 
Möglichkeiten
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druck hinterlassen, dass ein Kommunikationsangebot nur 
als Alibi wahrgenommen wird oder es lässt an der Kom-
petenz des Absenders zweifeln. 

Zur Antwortqualität bei den zahlreich genutzten Mängel-
meldern wurde in einzelnen Aussagen berichtet, dass die 
aus Verwaltungssicht formulierte „Problemlösung“ ledig-
lich bedeute, dass das Problem die zuständige Person er-
reicht hat. Dies sei aus Sicht der Bürgerinnen oder Bürger 
allerdings noch nicht gleichzusetzen mit der Lösung des 
gemeldeten Problems. 

Neben Hinweisen zur Interaktion von Einwohnerinnen und 
Einwohnern mit der Verwaltung wurde in einzelnen Inter-
views auch darauf hingewiesen, wie Informationen und 
Hinweise, die die Verwaltung erreichen, intern weiterver-
arbeitet werden. Während bei der Einführung von Män-
gelmeldern oder zentralen Rufnummern oft ein eindeu-
tiger Workflow für die Bearbeitung von Bürgeranfragen 
definiert wird, trifft dies bei mehreren Kontaktmöglich-
keiten nicht zu und stellt sich als herausfordernd dar. In 
einem Interview wurde von einem Fall berichtet, dass es 
auf diese Weise zu zwei unterschiedlichen Verwaltungs-
reaktionen auf eine Bürgeranfrage gekommen sei, es also 
an Abstimmung mangele.

Aus den Berichten verschiedener Gesprächspartnerinnen 
und Gesprächspartner ist indirekt zu entnehmen, dass es 
in der Regel kein einheitliches Informationsmanagement 
in den Kommunen gibt, das eine eingehende Anfrage ein-
deutig einem Projekt oder Thema zuordnet und in seinem 
Bearbeitungsverlauf auch für andere Stellen der Verwal-
tung nachvollziehbar macht. In einem Fall wurde von ei-
nem System im Bereich der Bürgerbeteiligung berichtet, 
das von anderen Ämtern eingesehen werden kann, aber 
nicht aktiv mit Informationen unterstützt wird.

Die Motivation der Mitarbeitenden, die Anliegen der Bür-
gerinnen und Bürger zu guten Lösungen zu führen, ist in-
nerhalb einer Verwaltung nach verschiedenen Äußerun-
gen der Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner 
unterschiedlich. Es gibt aufgeschlossene Mitarbeitende, 
Abteilungen oder Ämter, die einfühlsam und geschickt mit 
den Bürgerinnen und Bürgern sprechen, es gibt aber auch 
Mitarbeitende, die unumstößlich Positionen vertreten und 
auf diesen beharren würden.

„Das X-Amt würde ich nie ansprechen. Da 
versuche ich es lieber beim Y-Amt, auch 
wenn die nicht zuständig sind. Die fragen 
dann ihre Kollegen.“

Anliegen zu finden. Zudem nutzen die Bürgerinnen und 
Bürger die direkte Ansprache an die Verwaltung oder die 
Politik unterschiedlich. Digitale Angebote werden nach Aus-
sage einiger Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner 
etwa von älteren Personen oder Migrantinnen und Migran-
ten weniger genutzt. Es wird vermutet, dass sie diese An-
gebote nicht kennen, nicht schätzen oder technisch nicht in 
der Lage sind, sie zu nutzen. In Stadtteilbüros vor Ort, die 
als weitere Kontaktmöglichkeit genannt wurden, können 
diesen Personengruppen Hilfestellungen gegeben werden. 

Ausdrücklich werden in den Interviews aus der Verwaltung, 
der Politik und der Zivilgesellschaft die lokalen Politikerin-
nen und Politiker auf Bezirks- oder Ortsteilebene genannt, 
die für die Einwohnerinnen und Einwohner als Ansprech-
partnerinnen und Ansprechpartner und als Brücke zur Ver-
waltung eine wichtige Rolle spielen. In kleineren Städten 
übernehmen die Mitglieder der Stadträte diese Funktion.

Schließlich werden in einigen Interviews von allen inter-
viewten Gruppen auch Intermediäre / Vermittler genannt. 
Das können z. B. Ortsvereine sein, die Anfragen aus Orts-
teilen bündeln und über eingespielte Kontakte zur Ver-
waltung und Politik Antworten und Vor-Ort-Erläuterungen 
organisieren können und dafür Verwaltungsmitarbeitende 
zu einem Thema oder Projekt in den Ortsteil einladen:

„Wenn wir einen Referenten brauchen, krieg 
ich den auch.“

Durch die Vielfalt an Zugangsmöglichkeiten erhalten die 
Kommunen durch ihre Bürgerinnen und Bürger zahlrei-
che Hinweise. In einigen Interviews wurde beschrieben, 
dass die hohe Anzahl von Eingaben zu einer so hohen Ar-
beitsbelastung führe, dass die bemängelten Sachverhalte 
nicht mehr bearbeitet werden könnten. Knappes Personal 
würde durch die erforderlichen Reaktionen auf die Hin-
weise gebunden. Zusätzliche qualifizierte Arbeitskräfte 
seien auf dem Arbeitsmarkt aktuell kaum verfügbar.

Die Qualität und die Geschwindigkeit der Rückmeldungen 
wurden von einigen interviewten Personen aus der Zivil-
gesellschaft bemängelt.

„Wenn Du nach drei Wochen nach zweiter 
Nachfrage den lapidaren Hinweis bekommst, 
dass Dein Haus – entgegen dem Solarkatas-
ter – für Solarenergie nicht geeignet sei, hilft 
Dir das auch nicht weiter.“

Ein schlecht funktionierendes Feedback auf eingehende 
Nachrichten kann bei Bürgerinnen und Bürgern den Ein-
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• Welche Wege stünden ihnen grundsätzlich zur Verfü-
gung, um ihr Anliegen an Politik und Verwaltung he-
ranzutragen? 

• Welche werden in solchen oder ähnlichen Fällen (nach 
Ihren Erfahrungen) tatsächlich genutzt?

Die Interviews zeigen, dass bei solchen Anfragen ein per-
sönlicher Kontakt zur Verwaltung oder Politik zentral ist. 
Vielfach sind zwar über die klassischen Wege zuständige 
Ansprechpartnerinnen oder -partner zu finden, doch für 
eine erfolgreiche Umsetzung solcher Anliegen ist es oft 
hilfreich, jemanden zu finden, der innerhalb der Kommune 
die erforderlichen Akteure anspricht und gegebenenfalls 
koordiniert. Häufig handelt sich bei solchen Vorhaben um 
komplexe Angelegenheiten, bei denen Außenstehenden 
nicht immer klar ist, welche kommunalen Leistungen für 
die Umsetzung eines Projekts überhaupt erforderlich sind 
und wer für das Anliegen der richtige Adressat in einer 
Verwaltung ist. Deshalb ist der direkte Kontakt zu Perso-
nen auf einer höheren Hierarchiestufe hilfreich und erfor-
derlich, um das jeweilige Anliegen in seiner Komplexität 
zu erläutern und um nach einer Prüfung durch die Ver-
waltung Unterstützung zu erhalten.

Um auf diese Weise Zustimmung und Hilfestellungen für ein 
Vorhaben zu erhalten, ist es von Vorteil, wenn die Ideen aus 
der Bürgerschaft „auf der Linie der Verwaltungen“ liegen, 
also zu den Zielsetzungen der kommunalen Politik passen.

„Der Bürgermeister hört sich das gerne an 
und wenn das sinnvoll ist, dann holt er sich 
die Leute dazu, die für die Umsetzung not-
wendig sind.“

„Die Stadt orientiert sich auch bei der Unter-
stützung von Initiativen an ihrem Stadtent-
wicklungskonzept und ihren strategischen 
Zielen.“

Wenn dies nicht der Fall sein sollte, bleiben die Wege über 
die persönlichen Kontakte erfahrungsgemäß schwierig 
oder sogar versperrt. In solchen Fällen können dann an-
dere gesetzlich ermöglichte Wege zum Beispiel über An-
träge in politischen Ausschüssen bestritten werden. Bei 
größeren Vorhaben bieten Bürgerbegehren bzw. Bürger-
entscheide Möglichkeiten, die Anliegen umzusetzen. Die 
Protestforschung zeigt, dass Initiativen bei Vorhaben, in 
denen sie von vornherein keine wohlwollenden Antwor-
ten und Unterstützung erwarten, die Wege über die Ver-
waltung oder die Politik manchmal erst gar nicht gehen, 
sondern stattdessen direkt die gesetzlichen Möglichkeiten 

Die Fähigkeit, mit den Bürgerinnen und Bürgern zu kom-
munizieren, ist bei den Mitarbeitenden in den Verwaltun-
gen unterschiedlich ausgeprägt. So ist es eine Frage des 
„Abholens der Bürger“, eine Frage des „Tons“, wie Verwal-
tung mit ihren Bürgerinnen und Bürgern umgeht. Umge-
kehrt sind hier allerdings ebenso im Ton unangemessene 
Anfragen zu beobachten. 

Persönliche Ansprachen scheinen in kleineren Kommu-
nen eine größere Rolle zu spielen als in größeren Kommu-
nen. Überschaubare Strukturen ermöglichen hier leichter 
den Zugang zu den verantwortlichen Personen. Zustän-
digkeiten sind für die Bürgerinnen und Bürger einfacher 
zu durchschauen. In kleineren Gemeinden wird es zudem 
möglich, die Bürgermeisterin oder auch einzelne Verwal-
tungsmitarbeiter auch außerhalb der üblichen Dienstzei-
ten oder außerhalb des Rathauses auf ihr Anliegen hin 
anzusprechen. 

„Die Leute sprechen mich oder auch die 
Dezernenten auf dem Marktplatz an. Ich 
bekomm auch schon mal um 22 Uhr eine 
WhatsApp.“ 

In großen Kommunen findet eine ähnliche Ansprache dann 
häufig auf der Ebene von Bezirken oder Ortsteilen statt, 
wobei die Größe und Überschaubarkeit der jeweiligen 
räumlichen Einheit hier offenbar eine wichtige Rolle spielt.

Szenario 2 – Engagement: „Unterstützt uns!“

Im Szenario 2 geht es um Initiativen einzelner Bürgerin-
nen und Bürger oder zivilgesellschaftlicher Gruppen, die 
sich mit einem Anliegen für ein eigenes konkretes Vor-
haben im Bereich der Stadtentwicklung an die Verwal-
tung wenden, um zu klären, ob eine Unterstützung bei der 
Realisierung eines solchen Vorhabens möglich ist. In den 
Interviews wurde als Beispiel die Gründung einer Wohn-
initiative genannt. Es geht bei diesen ausgewählten Fäl-
len nicht darum, dass die Kommune die Umsetzung des 
Projektes übernehmen soll. Vielmehr sind die Initiativen 
in diesen Konstellationen an verschiedenen Stellen auf die 
Kommune angewiesen. Eine Baugenehmigung für ein Vor-
haben wäre hierfür ein Beispiel.

Kommunikation einer Initiative zu ihrem Projekt 

Frage: Eine generationenübergreifende Gruppe möchte 
ein Wohnprojekt realisieren und bedürfte dazu kommuna-
ler Kooperation (z. B. bei der Grundstückssuche) – 
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„Beziehungen schaden nur dem, der keine 
hat.“

Initiativen, die über wenig Kontakte und keine Netzwerke 
verfügen, haben eher Schwierigkeiten, Ansprechpartne-
rinnen oder Ansprechpartner für ihre Vorhaben zu finden. 
Auch deshalb sind intermediäre Netzwerke entstanden, die 
dazu beitragen sollen, diese Probleme zu überwinden. Dies 
können örtliche Zusammenschlüsse von Vereinen oder Ge-
werbetreibenden sein, die rein zivilgesellschaftlich organi-
siert sind und über einen kontinuierlichen Austausch mit 
Verwaltung und Politik zum einen auf dem Stand der disku-
tierten Entwicklungen sind und zum anderen wissen, wel-
che Ansprechpartnerinnen oder Ansprechpartner für wel-
che Fragen und Probleme angesprochen werden müssen.

„Wenn ich da was erreichen will, geh ich über 
den Verein, die kennen ihre Pappenheimer 
und können auch mal eine Ebene höher was 
erreichen, wenn der Sachbearbeiter über-
fordert ist.“

Außerhalb unserer untersuchten Fallbeispiele ist beispiels-
weise die „ZwischenZeitZentrale“ in Bremen zu nennen, die 
Aktivitäten zivilgesellschaftlicher Gruppen bei kreativen 
Zwischennutzungen von leer stehenden Gebäuden begleitet. 
Solche Einrichtungen können hier engagierten Bürgerinnen 
und Bürgern helfen, Wege in die Verwaltung aufzuzeigen 
und zu öffnen. Dies gilt in Berlin etwa auch für die neu ein-
gerichteten Anlaufstellen für Beteiligung auf Bezirksebene. 
Neutrale Ideenplattformen, die zum Teil auch mit Budgets 
ausgestattet sind, können eine weitere Möglichkeit sein, 
Abhilfe zu schaffen. Zentral ist es hier, das Wirkungsver-
sprechen von solchen Plattformen klar zu formulieren und 
wertschätzend zu kommunizieren. Vor allem Verwaltungs-
sprache kann abschreckend wirken.

Szenario 3 –  In Kontakt bleiben: „Informiert 
uns!“

Im Szenario 3 geht es um die Frage, wie Bürgerinnen und 
Bürger bei länger laufenden Stadtentwicklungsprojekten 
informiert bleiben können.

Nach anfänglicher Beteiligung im Kontakt bleiben 

Frage: Die für Stadtplanung typischen Öffentlichkeitsbe-
teiligungen finden zumeist zu Beginn langer Prozesse 
statt. Was nach der Beteiligung geschieht, bleibt zumeist 
intransparent. 

von Bürgerbegehren und -entscheiden wählen, die eine 
große öffentliche Aufmerksamkeit versprechen. Ein ak-
tuelles Bespiel hierfür sind die Radentscheide in einigen 
Kommunen. Ebenso können Wege über die politische Op-
position und deren Anträge in den Gremien oder die Akti-
vierung der Öffentlichkeit etwa über Leserbriefe oder So-
cial Media genutzt werden, um Aufmerksamkeit für das 
Vorhaben zu erreichen und Interessen umzusetzen.

„Aufmerksamkeit bekamen wir von der Ver-
waltung erst, als wir eine Unterschriften-
sammlung initiiert hatten, eine kritische 
Masse erreicht hatten und die Lokalpresse 
in unserem Sinn berichtet hat.“

Der Weg einer persönlichen Kontaktaufnahme zur Unter-
stützung konkreter Vorhaben ist in Städten und Gemein-
den aller Größenordnungen zu beobachten. In größeren 
Städten kann es in Abhängigkeit der Bedeutsamkeit des 
Projekts ausreichend sein, dazu eine Amtsleiterin oder 
einen Dezernenten anzusprechen bzw. auf der Ebene der 
Stadtbezirke und Ortsteile zu agieren. In kleineren Städten 
sind häufiger gleich der Bürgermeister oder die Bürger-
meisterin Adressat dieser Anliegen. In Städten aller Grö-
ßenordnungen kann es strategisch günstig sein, das An-
liegen auf einer höheren Verwaltungsebene einzubringen, 
um ein Vorhaben mit entsprechend großem Nachdruck zu 
verfolgen. Bei den persönlichen Ansprachen ist dann da-
von auszugehen, dass zur Prüfung der Anliegen die ent-
sprechend fachlich zuständigen Personen in den Verwal-
tungen hinzugezogen werden. Eine Bereitschaft, solche 
Anliegen in den Verwaltungen zu behandeln, wurde in allen 
untersuchten Städten und Gemeinden formuliert.

Die passenden Wege in die Verwaltungen zu finden, ga-
rantiert aber  noch keine erfolgreiche Bearbeitung des 
Anliegens. So kann es passieren, dass ein Anliegen 
zu einem (partei-)politischen Streitthema wird. Sachlich 
anscheinend klare Angelegenheiten können auf diese 
Weise verzögert oder gar verhindert werden. 

Die Kenntnisse über die Wege in die Verwaltung und Poli-
tik sind bei Bürgerinnen und Bürgern sehr unterschiedlich 
ausgeprägt. Bei Antragstellenden ist zwischen Bürgerinnen 
und Bürgern zu unterscheiden, die über Netzwerke in den 
Kommunen verfügen und diese für ihr Vorhaben nutzen, 
und Bürgerinnen und Bürgern, die keine entsprechenden 
Möglichkeiten haben. „Vitamin B“ („B“ für Beziehungen) er-
leichtert den Zugang in die Verwaltung oder zur Politik, wie 
es Gesprächspartnerinnen und -partner in den Interviews 
immer wieder ausgedrückt und auch beklagt haben. 
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„Die haben da bestimmt tolle Webseiten, 
aber ich weiß schon, wen ich fragen muss, 
wenn ich was wissen will.“

Auch der Weg über politische Vertreterinnen und Vertreter 
wird ausdrücklich von allen Seiten genannt. Zum einen 
wird die Nachfrage eines Ratsmitglieds von der Verwal-
tung offenbar mit höherer Priorität beantwortet als die 
von Bürgerinnen und Bürgern, zum anderen wissen er-
fahrene Politikerinnen und Politiker im Zweifel, an welcher 
Stelle sie fragen müssen, um eine Antwort zu erhalten. Die 
Frage, an wen man sich wendet, um eine angemessene 
Antwort zu erhalten, wird auch von denjenigen Vertrete-
rinnen und Vertretern der Zivilgesellschaft thematisiert, 
die über Kontakte in die Verwaltung verfügen. Eine sehr 
ähnliche Formulierung eines anderen Gesprächspartners 
gab es auch für das Szenario 1:

„Ich frag doch nicht das Tiefbauamt. Da geh 
ich zum Umweltamt. Die sind zwar nicht  
zuständig, aber die liefern mir Antworten.“

Häufig wird von Gesprächspartnerinnen und Gesprächs-
partnern aus der Verwaltung und der Politik auf Informa-
tionen im „Ratsinformationssystem“ verwiesen. Im Zu-
sammenhang mit dieser Einschätzung wird häufig auch 
der Begriff der „Holschuld“ genannt, der darauf hinwei-
sen soll, dass die notwendigen Informationen an geeigne-
ter Stelle vorliegen, die interessierten Bürgerinnen und 
Bürger sie jedoch selbst abholen müssen. Auf Nachfrage 
nach der Einschätzung der Benutzerfreundlichkeit von 
„Ratsinformationssystemen“ wird jedoch durchgängig ein-
geräumt, dass diese Seiten für „Normalbürgerinnen und 
-bürger“ eher nicht zu durchschauen sind. 

„Ja, da muss man schon eher Experte oder 
sehr leidensfähig sein.“

Neben diesen Informationssystemen, die alle Vorlagen und 
Entscheidungen der städtischen Gremien enthalten, oft je-
doch nur über rudimentäre Suchfunktionen und keinerlei 
Aufbereitung zu Ortsteilen oder Projektverläufen verfügen, 
führen einige Kommunen sogenannte „Vorhabenlisten“, in 
denen sich alle „allgemein bedeutsamen Planungen und 
Vorhaben“ (beispielhafte Formulierung aus den „Leitli-
nien Bürger*innenbeteiligung“ der Stadt Bonn; Stadt Bonn 
2014:5) der Stadtentwicklung finden. Auch auf diese wird von 
den Vertreterinnen und Vertretern aus Politik und Verwal-
tung hingewiesen, in deren Kommunen sie vorhanden sind. 
Eine skeptische Einordnung eines Vertreters der Zivilgesell-
schaft macht deutlich, dass zusätzliche Information nicht 
zwangsläufig in gelingende Kommunikation münden muss:

• Welche Wege stünden der Öffentlichkeit grundsätzlich 
zur Verfügung, um weiterhin informiert zu bleiben? 

• Welche werden in solchen oder ähnlichen Fällen (nach 
Ihren Erfahrungen) tatsächlich genutzt?

Häufig finden zu Beginn länger laufender Projekte Informa-
tions- oder Beteiligungsveranstaltungen statt und die dar-
gestellten Sachverhalte, Überlegungen und Diskussionen 
sind häufig auch auf Webseiten dokumentiert. Eine darauf 
folgende Arbeitsphase der Verwaltung, in der beispiels-
weise Gutachten vergeben, durchgeführt und interpretiert 
werden, bleibt den Bürgerinnen und Bürgern jedoch häufig 
verborgen. Diese (notwendige) „Stillarbeitsphase“ der Pla-
nerinnen und Planer führt in der Kommunikation mit der 
Stadtöffentlichkeit jedoch oft zu zwei Schwierigkeiten. Zum 
einen entsteht der Eindruck, es passiere nichts im Projekt, 
zum anderen werden Konzepte weiterentwickelt, die bei ei-
ner späteren Präsentation in der Öffentlichkeit zu Irritation 
und Protest führen, weil sie sich vom früheren vorgestell-
ten Arbeitsstand möglicherweise deutlich unterscheiden.

Alle Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner aus 
Politik und Verwaltung sehen für dieses Szenario den Be-
darf einer möglichst umfassenden und aktuellen Infor-
mation der Öffentlichkeit. Häufig wird auch vonseiten der 
Zivilgesellschaft formuliert, dass es zu vielen Themen und 
Projekten Informationen auf den Webseiten der Kommu-
nen gibt, diese aber meist aus ihrer Sicht nicht vollstän-
dig und nicht aktuell genug sind. Die Vertreterinnen und 
Vertreter aus der Verwaltung teilen diese Auffassung, sind 
damit auch oft unzufrieden, formulieren jedoch fehlende 
Ressourcen, um alle Themen und Projekte auf einem de-
taillierten und aktuellen Stand zu halten.

„Wir können nicht jedes Gutachten, das wir 
vergeben, öffentlich kommentieren. Dazu 
haben wir schlicht nicht die Zeit.“

Bei diesem Szenario wird vonseiten der Gesprächspart-
nerinnen und Gesprächspartner zusätzlich zu möglichen 
vorhandenen persönlichen Kontakten und intermediären 
Organisationen auch ausdrücklich die Presse als Informa-
tionslieferant erwähnt.

„Oft fragt die Presse nach, was denn aus dem 
einen oder anderen Projekt geworden ist. 
Das ist auch ihre Aufgabe.“

Wie schon in den Szenarien 1 und 2 sind auch hier dieje-
nigen häufig im Vorteil, die selbst oder über intermediäre 
Organisationen Kontakte zu relevanten Ansprechpartne-
rinnen und -partnern in der Verwaltung haben.



|  29vhw-Schriftenreihe Nr. 43

kehrsbetriebe, ...) an der Kommunikation. Betrachtet man 
die möglichen Wechselwirkungen dieser Akteure auf unter-
schiedlichen Wegen des Austauschs, scheint die Herausfor-
derung für gelingende Kommunikation erheblich.

Wenn jetzt vor dem Hintergrund der Studie die Frage da-
rauf eingeengt wird, welche Wege der Kommunikation 
zwischen Kommunen und ihren Einwohnerinnen und Ein-
wohnern existieren und genutzt werden, handelt es sich 
offensichtlich um eine erhebliche Reduktion von Kom-
plexität der tatsächlich stattfindenden Kommunikatio-
nen. Zwar kann ohne die Kommune und ihre Legitimation 
durch die Bürgerinnen und Bürger im Feld der Stadtent-
wicklung (fast) nichts geschehen, ohne all die genannten 
– und wahrscheinlich noch weiteren – würde Stadtentwick-
lung allerdings ebenfalls nicht funktionieren.

Dieser Sachverhalt selbst scheint grundsätzlich nicht allzu 
schwer darzustellen, die Gesprächspartnerinnen und Ge-
sprächspartner formulieren ihn – wenn überhaupt – mit 
der Kommune im Zentrum der Überlegungen. Das mag 
durch die Fragestellung der Studie, die sich ausdrücklich 
um die Kommunikation der Kommune mit ihren Bürge-
rinnen und Bürgern dreht, induziert sein und durch die 
enge Verbindung von Verwaltungsmitarbeiterinnen und –
mitarbeitern oder Lokalpolitikerinnen und -politikern mit 
der Kommune naheliegen. Aussagen wie “Wir sind nur ein 
Akteur unter vielen” finden sich jedoch nicht.

Aus Reihen der Zivilgesellschaft wird darauf hingewiesen, 
dass die Nicht-Zuständigkeit als Argument für Nicht-Ver-
antwortung genutzt wird:

„Wir sind nicht zuständig, heißt es dann – das 
ist das Land, der Bund, …“

Es gibt bei vielen Gesprächspartnerinnen und Gesprächs-
partnern ein Bewusstsein für die Vielfalt der Akteure, die 
herausfordernd ist. 

„Ich habe Stadtplanung gelernt, jetzt mache 
ich Multi-Projekt- und Multi-Akteurs- 
Management.“

„Beispiel Innenstadtentwicklung – einige 
Projekte stehen eh schon fest, alles intrans-
parent - Was macht das City-Management? - 
Was ist mit Karstadt und Kaufhof? – Ich habe 
nicht den Eindruck, dass ich hier mitkriege, 
was läuft.“

„Das Instrument ist für Nörgler ja bestimmt 
eine super Sache.“

Szenario 4 –  Überblick behalten: „Erklärt es 
uns!“

In diesem Szenario wird betont, dass nahezu alle Themen und 
Projekte der Stadtentwicklung von zahlreichen Akteurinnen 
und Akteuren abhängig sind, von denen die Kommune nur 
eine unter vielen darstellt. Es wird die Frage formuliert, mit 
welchen Wegen und Instrumenten Kommunen diese Kom-
plexität und die Rollen von Kommune einerseits und Einwoh-
nerinnen und Einwohnern andererseits vermitteln können.

In einer Vielzahl von Akteuren und Kommunika-
tionen den Überblick behalten. 

Frage: In komplexen kommunalen Aufgaben (z. B. Innen-
stadtentwicklung) wirken viele Akteure mit. Für große 
Teile der Öffentlichkeit bleibt das unübersichtlich, 

• ob und wie lassen sich solche komplexen (»multilate-
ralen«) Prozesse grundsätzlich der Öffentlichkeit ver-
mitteln? 

• wie wird das bei Ihnen in einem solchen oder in ver-
gleichbaren Fälle gehandhabt?

Diese Herausforderung wird von fast allen Interviewten als 
schwierig bis unlösbar eingeschätzt. Unterschiedlichen 
Zielgruppen mit unterschiedlichem Kenntnisstand kom-
plexe Sachverhalte anschlussfähig zu vermitteln, scheint 
die „Königsdisziplin“ zu sein. 

Mit der durch die Multi-Akteurs-Formulierung angespro-
chenen Vielfalt der Blickwinkel auf ein Thema oder ein 
Projekt stellt sich auch die grundsätzliche Frage, wie Kom-
munikation zwischen verschiedenen Beobachterinnen und 
Beobachtern gelingen kann.

Das Feld der an Themen und Projekten der Stadtentwicklung 
Beteiligten ist groß: Es gibt unterschiedliche Interessen, un-
terschiedliche Kenntnisstände, unterschiedliche Sprachen, 
unterschiedliche Bereitschaft zum Kompromiss und zum 
Engagement. Es beteiligen sich heutige Anwohnerinnen und 
Anwohner, Zuzüglerinnen und Zuzügler, Eigentümerinnen 
und Eigentümer, Planerinnen und Planer in und außerhalb 
der Verwaltung, Politikerinnen und Politiker unterschied-
licher Parteien und Ebenen sowie zahlreiche Träger öf-
fentlicher Belange (wie z. B. Landes- und Bundesbehörden, 
Energieversorger, Telekommunikationsunternehmen, Ver-
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Die Rolle und Aufgabe der Presse werden auch bei diesem 
Szenario mehrfach erwähnt – und kritisiert. 

„Die Presse müsste auch mehr über Hinter-
gründe berichten,  kann das aber offensicht-
lich nicht leisten.“

Eine Gesprächspartnerin wies darauf hin, dass politische 
Parteien die öffentliche Kommunikation an der einen oder 
anderen Stelle mehrfach beeinflussen. Beispielsweise be-
teiligen sie sich mit Pseudo-Bürgerinitiativen, die von ih-
nen stark beeinflusst werden, an der öffentlichen Debatte. 
Damit erhöhen sie die Zahl der Akteure und die Komplexi-
tät der Kommunikation.

Ein „Mehr an Kommunikation“ von der Kommune in Rich-
tung Zivilgesellschaft ist alleinig allerdings nicht zielfüh-
rend. Ein Gesprächspartner aus der Zivilgesellschaft for-
mulierte ganz ausdrücklich:

„Schon heute habe ich eher ein Überangebot 
an Information und Diskussion.“

Es geht also eher um eine Reflexion der Rollen und klare 
Kommunikation der daraus resultierenden Folgen für Ver-
antwortung und Mitgestaltung.

Die Komplexität wird gesehen, ist aber schwer zu bewäl-
tigen. Implizit wird die Aufgabe der angemessenen Kom-
plexitätsreduktion der Kommune zugewiesen, die daran 
häufig scheitert. 

„Wie erklärt man Laien fachliche Dinge? 
Die meisten können keine Pläne lesen. Man 
muss Haushaltsgrundsätze erklären und 
Fördermittelbestimmungen. Wir versuchen, 
neutrale Moderatoren einzusetzen. Es ist 
eine Glaubwürdigkeitsfrage.“

Scheiternde Komplexitätsreduktion und -kommunikation 
wird zu einer Glaubwürdigkeitsfrage.

Die Selbsteinschätzung der kommunalen Vertreterinnen 
und Vertreter reicht von „Geht nicht“ bis zur Darstellung 
unterschiedlicher Anstrengungen zur Vermittlung der 
(Multi-Akteurs-) Komplexität (Ausstellungen, Orte, Ex-
kursionen, Aufbereitungen einzelner Fragen, Informatio-
nen, zielgruppengerechte Kommunikation, Formatvielfalt, 
Standardisierung der Darstellung, begleitende Gruppen 
über einen längeren Zeitraum). Die Einschätzungen sind 
zwischen den Kommunen sehr heterogen,  auch zwischen 
Klein- und Großstadt. In der Kleinstadt werden Projekte 
im Sinne von Multi-Akteurs-Konstellationen offenbar als 
weniger komplex wahrgenommen. 
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Engagierte Bürgerinnen und Bürger, die ein eigenes Pro-
jekt umsetzen möchten (Szenario 2) und die Unterstützung 
ihrer Kommune suchen, können – aus Sicht der kommu-
nalen Vertreterinnen und Vertreter – mit passgenauer Un-
terstützung rechnen. Die formulierte Einschränkung lau-
tet, „wenn es sich um ein vernünftiges Projekt handelt“. 
Wenn Bürgerinnen und Bürger oder deren Organisationen 
Projekte verfolgen wollen, die von der Kommune anders 
eingeschätzt werden, können sie medial auf sich aufmerk-
sam machen oder sich gesetzlich vorgeschriebener Ins-
trumente bedienen. 

Grundsätzlich scheint nach der Selbstbeschreibung der 
Kommunen in den angebotenen und genutzten Fällen die-
ses Szenarios Zuhören, Resonanz und Responsivität er-
kennbar, wenn ein grundsätzlicher Gleichklang zwischen 
Projektintention und Interessen der Kommune besteht. Es 
werden Angebote formuliert, die die Komplexität von Ver-
fahren für Bürgerinnen und Bürger reduzieren und schein-
bar auf Augenhöhe funktionieren. In den anderen Fällen 
besteht für die Bürgerinnen und Bürger grundsätzlich die 
Möglichkeit, über Oppositionspolitik oder/und Medien aus-
reichend Aufmerksamkeit auf sich zu lenken, um die Kom-
mune zu einer Unterstützung zu bewegen. 

Als Rückfalloption werden mit Bürgerbegehren und Bür-
gerentscheid gesetzlich verankerte Rechte beschrieben, 
um inhaltliche Positionen durchzusetzen. Inwieweit in den 
beiden letztgenannten Fällen die Unterstützung der Ver-
waltung genauso engagiert erfolgt wie im Fall des „Gleich-
klangs“ der Interessen, bleibt dahingestellt. Auch für Sze-
nario 2 entsteht nach den Gesprächen der Eindruck, dass 
von Verwaltung und Politik ein großes Interesse besteht, 
zivilgesellschaftliche Initiativen zu unterstützen. Es han-
delt sich jedoch um Selbstaussagen, die vonseiten der 
zivilgesellschaftlichen Gesprächspartnerinnen und Ge-

Vertrauen, Zuhören, Resonanz, Responsivität – 
was leisten die Kommunikationsangebote?

Wie stellen sich die zur Verfügung stehenden und genutz-
ten Wege der Kommunikation zwischen Bürgerinnen und 
Bürgern einerseits und Kommunen andererseits dar? 
Können sie in der Praxis eine Grundlage bilden, den von 
Nassehi beschriebenen Herausforderungen für Vertrauen,  
die komplexer werdende Realität, die zunehmende Granu-
larisierung und die verbreitete Ablehnung asymmetrischer 
Verhältnisse zumindest teilweise zu begegnen (Nassehi 
2016)? Bieten Sie Optionen für Zuhören (Flinders 2015,  
Hönicke / Aarts 2018), Resonanz (Rosa 2018, Kuder 2019) 
und Responsivität (Remsperger 2011)?

Für das Szenario 1 (Hinweise geben mit der Intention 
„Macht etwas“) finden Bürgerinnen und Bürger in allen un-
tersuchten Kommunen zahlreiche und vielfältige Kontakt-
möglichkeiten. Diese werden zum Teil so häufig genutzt, 
dass sie in einigen Kommune erhebliche Ressourcen für 
die Bearbeitung binden. Die Vielfalt der Bürgerinnen und 
Bürger nutzt vielfältige Kanäle, um vielfältige Anliegen an 
ihre Kommune zu adressieren. 

Einige Kommunen versuchen, diese Anfragen und Hinweise 
auf einen oder wenige Kanäle zu fokussieren, um die Be-
arbeitung effizienter gestalten zu können. Bis auf verein-
zelte Rückmeldungen von Gesprächspartnerinnen und Ge-
sprächspartnern aus der Zivilgesellschaft, die zu langsame 
und inhaltlich nicht ausreichende Rückmeldungen erwäh-
nen, was als fehlende Resonanz und Responsivität bezeich-
net werden könnte, scheinen die im Szenario 1 betrachte-
ten Wege und Angebote für eine Kommunikation durchaus 
umfangreich vorhanden. Es gilt jedoch die generelle Ein-
schränkung, dass im Rahmen dieser Studie nichts zu den 
Inhalten und der Qualität der Angebote gesagt werden kann. 

7.  Einordnung der Ergebnisse
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Die Kommunikation von komplexen Multi-Akteurs-Kons-
tellationen (Szenario 4) wird von den Gesprächspartne-
rinnen und Gesprächspartnern häufig als besonders he-
rausfordernd dargestellt. Vertreterinnen und Vertreter 
der Planungsverwaltung scheinen mit dem Management 
von komplexen Projekten und den dort vorhandenen In-
teressenlagen – auch aufgrund wahrgenommener zu-
nehmender gesetzlicher Rahmenbedingungen – derart 
ausgelastet zu sein, dass ihnen für eine Übersetzung für 
Bürgerinnen und Bürger keine Zeit bleibt. Und eine solche 
Übersetzung scheint aus Sicht der befragten Kommune 
durchaus erforderlich. 

Vereinzelt werden – besonders in großen Kommunen – 
vielfältige Wege der Kommunikation eröffnet, die Bürge-
rinnen und Bürgern Einblicke eröffnen können sowohl mit 
Blick auf grundsätzliche Erläuterungen von Stadtentwick-
lungsprozessen als auch zu beispielhaften Projektdiskus-
sionen. In kleineren Kommunen scheinen die Projekte ent-
weder objektiv weniger komplex in ihrer Akteursstruktur 
oder Politik und Verwaltung reduzieren die Komplexität im 
Hintergrund, sodass sie in der Öffentlichkeit nicht mehr als 
komplex wahrgenommen werden. 

Die Rolle der Kommune in der Stadtentwicklung wird von 
allen Beteiligten implizit als zentral eingeschätzt. Das mag 
am Design der Studie liegen, die ausdrücklich nach We-
gen der Kommunikation zwischen Bürgerinnen und Bür-
gern einerseits und der Kommune andererseits fragt, das 
mag auch an der Auswahl der Interviewpartnerinnen und 
-partner liegen, von denen die Ansprechpartnerinnen und 
-partner aus Verwaltung und Politik den Großteil ihrer Zeit 
damit verbringen, die Rolle der Kommune in der Stadtent-
wicklung mit Leben zu füllen. 

Im Szenario 4 scheinen die angebotenen Wege der Kom-
munikation am deutlichsten ausbaufähig, die inhaltli-
chen Voraussetzungen durch eine eigene Positionierung 
in einem komplexen Akteursfeld auch am vorausset-
zungsreichsten. Konstruiert eine Kommune ihre Sicht 
auf die Akteurswelt zu komplex, beraubt sie sich eigener 
Handlungsoptionen und läuft Gefahr sich dem Vorwurf 
auszusetzen, andere Zuständigkeiten oder Abhängig-
keiten vorzutäuschen, um eigene fehlende Handlungen 
zu begründen. Reduziert sie in ihrer Kommunikation die 
Komplexität zu sehr, werden alle Erwartungen auf sie 
gerichtet, die sie dann notwendigerweise enttäuschen 
muss. Hier eine angemessene Balance bzw. eine hinrei-
chend komplexe und gleichzeitig für viele verständliche 
Geschichte zu erzählen, scheint tatsächlich anspruchs-
voll.

sprächspartner nicht grundsätzlich infrage gestellt wer-
den.

Alle Kommunen versuchen nach eigener Einschätzung 
über wichtige Themen und Projekte der Stadtentwick-
lung aktuell und detailliert zu informieren (Szenario 3). 
Die Vielfalt der möglichen Perspektiven und Interessen 
kann jedoch – auch aus Sicht der Kommunen – nicht im-
mer adäquat bedient werden. Zahlreiche Planungs- und 
Beteiligungsverwaltungen würden gerne mehr kommu-
nizieren, gerne auch ohne den Umweg über ihre Öffent-
lichkeitsabteilungen, es fehlen dazu jedoch nach eigener 
Einschätzung die erforderlichen Ressourcen.

Die Komplexität der städtebaulichen Themen und Pro-
jekte und die grundsätzliche Herausforderung einer für 
alle Bürgerinnen und Bürger zuständigen Kommune an-
gemessen auf jede einzelne Bürgerin und jeden einzel-
nen Bürger zu reagieren, die häufig aus individueller Be-
troffenheit sehr spezifische Blickwinkel einfordern, kann 
zu Misserfolgen in der Kommunikation führen. Nicht alle 
Kommunen stellen Informationen in einer Breite, Tiefe 
und Art der Aufbereitung bereit, die den vielfältigen Inte-
ressen von Bürgerinnen und Bürgern entsprechen. Hier 
gab es von zahlreichen Gesprächspartnerinnen und Ge-
sprächspartnern aus allen Bereichen die Einschätzung, 
dass die Informationen in der Regel zu wenig aktuell, nicht 
detailliert genug und in zu wenig verständlicher Sprache 
vorliegen. Hier wird dann, von Seiten der Zivilgesellschaft 
auch vereinzelt das aktive Zurückhalten von Informationen 
unterstellt, wo Verwaltungen eher Ressourcenknappheit 
als Ursache sehen.

Das aktive Bereitstellen von Informationen kann die gra-
nularisierte Interessensvielfalt grundsätzlich kaum zu-
friedenstellend bedienen. Die mangelnde Aufbereitung 
von Informationen und der Verweis auf Ratsinformations-
systeme, deren Benutzeroberfläche und Usability merk-
würdig aus der Zeit gefallen scheinen, zeigen, dass diese 
Aufgabe für einige Kommunen eine Herausforderung dar-
stellt. In einigen kleineren Kommunen und bei einem un-
terstützenden Kontakt von Bürgerinnen und Bürgern zu 
Ortsteil- oder Bezirkspolitikerinnen und -politikern oder 
zu intermediären Organisationen kann dieser Nachteil 
durch persönliche Kommunikation ausgeglichen werden. 
Für Szenario 3 verbleibt der Eindruck, dass es bei einem 
Großteil der Kommunen einen Nachholbedarf am Ange-
bot vielfältiger aktueller Aufbereitungen von Informatio-
nen gibt, wenn man als Zielvorstellung eine umfassende 
Information der Bürgerinnen und Bürger hat, die diese 
in die Lage versetzt, die kommunalen Aktivitäten selbst-
ständig kritisch und kompetent nachvollziehen zu können.
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Heterogene Nutzung der möglichen Angebote

Von den im Möglichkeitsraum aufgezeigten sechs Feldern 
von Angeboten:

• Allgemeine Kontaktangebote
• Informationsangebote
• Dialogangebote: Orte, Personen, Events
• Medial vermittelter Kontakt
• Intermediäre/Mittler
• Gesetzlich vorgeschrieben

werden nicht alle von allen Kommunen gleich intensiv an-
geboten und nicht alle werden gleichmäßig von Bürgerin-
nen und Bürgern genutzt. Die gesetzlich vorgeschriebenen 
Angebote werden selbstverständlich von allen Kommu-
nen ermöglicht, auch wenn sie nur selten ausdrücklich 
dargestellt werden. Hier müssen Bürgerinnen und Bürger 
oder zivilgesellschaftliche Organisationen in den meisten 
Kommunen ihre Rechte kennen, um sie nutzen zu kön-
nen. Von den gesetzlich vorgeschriebenen Wegen der 
Kommunikation werden einige niedrigschwellige häufig 
(Bürgerantrag), andere aufwendigere selten genutzt (Bür-
gerbegehren-/entscheid, Anfragen nach Informationsfrei-
heitsgesetz oder Umweltinformationsgesetz).

Allgemeine Kontaktangebote finden sich bei allen Kom-
munen, wenn auch nicht gleich prominent oder immer 
leicht auffindbar. Eine Kommune hatte auf ihrer Startseite 
im Netz keinerlei Kontakthinweise, was allerdings zu ei-
ner sehr aufgeräumten, übersichtlichen Startseite beitrug. 
Einige Kommunen nutzen das Angebot der einheitlichen 
Behördenrufnummer 115. Viele haben eine eigene zent-
rale Rufnummer, von der aus zu zuständigen Mitarbeiten-
den vermittelt wird. Einige Gesprächspartner berichteten, 
dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der zentralen 
Hotline von ihnen systematisch Rückmeldungen erhalten, 
falls die vermutete Zuständigkeit für das vermittelte An-
liegen nicht zutraf. So würde das System lernen und die 
Zuordnung immer besser funktionieren.

Informationsangebote werden sehr häufig angeboten, 
über den möglicherweise erhobenen Umfang der Nach-
frage (zum Beispiel über Logfiles der Abrufe von Web-
seiten) wurde von den Gesprächspartnerinnen und Ge-
sprächspartner nicht berichtet. Die Tiefe der Angebote 
variiert zwischen den Gemeinden. So berichteten einige 
Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner davon, 
möglichst alle zu einem Projekt gehörenden Gutach-
ten und Stellungnahmen zentral bereitzustellen, andere 
schreiben lediglich zusammenfassende Texte.

Zuhören, Resonanz und Responsivität durch per-
sönlichen Kontakt

Neben den eher „technischen“ Kontaktmöglichkeiten 
(Mail, Brief, Plattformen) werden von allen Gesprächs-
partnerinnen und Gesprächspartner in allen Szenarien 
die Wege über lokal verantwortliche Politikerinnen und 
Politiker in Ortsteilen oder Bezirken betont. Hier wird 
vergleichbar zur Ansprache von Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeistern in kleineren Städten versucht, für über-
schaubare Herausforderungen in überschaubaren Struk-
turen überschaubare Lösungen zu finden.

Ein ähnlicher Zugang ist der über Intermediäre / Ver-
mittler, die nicht der Kommune angehören und eben-
falls in Ortsteilen oder Bezirken wirken oder auf spezi-
elle Projekte oder Themen fokussiert sind. Dies können 
Vereine oder informelle Zusammenschlüsse der Zivil-
gesellschaft sein, die einen guten Kontakt zu Verwal-
tung und Politik pflegen, Fragen bündeln und Antworten 
organisieren.

Schwieriger wird es, wenn die knapp kalkulierten Res-
sourcen der Kommunen auf eine größere Zahl von Bür-
gerinnen und Bürgern mit umfangreichen oder nicht in 
die aktuelle politische Richtung der Kommune passenden 
Herausforderungen treffen. (Vgl. zur immer knappen Kal-
kulation von Ressourcen Nassehi 2022)

Schwierig bedeutet in den hier betrachteten Fällen: 

• Zu viele Hinweise und Anregungen gefährden deren tat-
sächliche Bearbeitung. (Szenario 1)

• Für politisch kontroverse Initiativen stehen die Ressour-
cen der Kommune nicht direkt zur Verfügung. (Szenario 2)

• Aktualisiert und detailliert können nicht alle Projekte für 
verschiedenste denkbare Interessen aufbereitet wer-
den. (Szenario 3)

• Für die mediale Vermittlung von komplexen Zusam-
menhängen, Möglichkeiten und Grenzen verschiede-
ner Akteure in Projekten fehlt das Personal (quantitativ 
wie qualitativ). (Szenario 4)

Alle von uns betrachteten Akteure – Planungsverwaltung, 
Beteiligungsverwaltung, Planungspolitik und Zivilgesell-
schaft – kalkulieren ihre Ressourcen knapp und schaffen 
eine Komplexität, die gerade noch bearbeitbar ist. Wer-
den die knappen Ressourcen überfordert und die Zeitre-
serven persönlicher Kontakte sind oft besonders knapp, 
funktionieren die Kommunikationsangebote nicht mehr 
gut.
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Verwaltungsorganisation und -management

Schon im Zugang zu den ausgewählten Kommunen wurde 
deutlich, dass die Organisation der Kommunikation der 
Gemeinden mit den Bürgerinnen und Bürgern sehr unter-
schiedlich ausgeprägt ist. Drei von uns angefragte Kom-
munen verfügen nicht über eine Ansprechpartnerin oder 
einen Ansprechpartner für Bürgerbeteiligung als Quer-
schnittsaufgabe. Alle Kommunen sind nach ihrem formu-
lierten Selbstverständnis aber jederzeit für ihre Bürge-
rinnen und Bürger über zahlreiche Kanäle ansprechbar.

Einheitliche Vorgehensweise und Verarbeitung von Anfra-
gen und Anliegen der Bürgerinnen und Bürger im Sinne ei-
nes CRM-Systems, das entweder personenorientiert oder 
themenorientiert einzelne Anfragen zuordnen kann, sind 
kaum vorhanden. Die Zuordnung erfolgt in der Regel über 
die Zuständigkeit der jeweiligen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter. Damit verbleiben wichtige Informationen bei ein-
zelnen Personen und stehen im Fall von Urlaub, Krankheit 
oder Überlastung der Kommune nicht zur Verfügung. Eine 
Ausnahme wurde geschildert, in der der Beteiligungsbe-
reich eine Liste zu Kontaktaufnahmen führt, die er auch 
den anderen Bereichen zu Verfügung stellt, den diese aber 
ihrerseits nur passiv nutzen und nicht ergänzen.

Dies gilt auch im übertragenen Sinn für die aktiven Informati-
onskanäle der Kommune, mit denen sie ihre Bürgerinnen und 
Bürger über das Thema Stadtentwicklung informiert – eine 
Basis-Dienstleistung, die sehr hilfreich ist, um qualifiziert ins 
Gespräch zu kommen. Über Webseiten zu Einzelprojekten, 
die von allen Kommunen in mehr oder weniger ausführlicher 
Form vorgehalten werden, wird das viel erwähnte Ratsinfor-
mationssystem dem Anspruch nach einer aufbereiteten und 
gebündelten Information in der Regel nicht gerecht. Weder 
Mitarbeitende noch Bürgerinnen und Bürger können dieses 
Instrument zufriedenstellend produktiv nutzen.

Die strukturelle Unterstützung von Verwaltungsmitarbei-
terinnen und -mitarbeitern durch gut nutzbare Informa-
tionssysteme, die auch den Bürgerinnen und Bürgern zur 
Verfügung stehen, könnte in Kombination mit der Haltung, 
dass der Austausch mit der Gesellschaft nicht Zusatzauf-
gabe, sondern Kernbestandteil der Tätigkeit ist, einen er-
heblichen Beitrag für eine gute Kommunikation zwischen 
Kommune und Bürgerinnen und Bürgern leisten.

Marginalisierte Gruppen werden von Angeboten 
nicht erreicht

Insgesamt wird mehrfach formuliert, dass marginalisierte 
Gruppen („Die sind mit Ankommen und Überleben beschäf-

Zu Dialogangeboten werden sehr unterschiedliche Reso-
nanzen berichtet, die im Wesentlichen die jeweiligen Be-
troffenheiten und Ressourcen der Bürgerinnen und Bür-
ger widerspiegeln. Grundsätzlich war die Einschätzung 
der Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner, dass 
aktive Gesprächsangebote vor Ort gerne wahrgenommen 
werden und damit auch Menschen erreicht werden, die 
beispielsweise nicht zu Veranstaltungen kommen, keine 
Zeitung lesen oder sich nicht aktiv auf den Webseiten der 
Stadt informieren. 

Medial vermittelte Kontakte werden von den Kommunen 
sehr unterschiedlich angeboten. Von der Möglichkeit, per 
SMS oder WhatsApp mit der Bürgermeisterin bzw. dem 
Bürgermeister in Kontakt zu treten und einer aktiven In-
formation und eines aktiven Zuhörens auf Social Media-
Kanälen durch die Verwaltung auf der einen Seite bis hin 
zu festen Sprechzeiten im Rathaus und nur sporadischer 
Social Media Nutzung als Verlautbarungskanal auf der an-
deren Seite. Einhellig wurde die Einschätzung geäußert, 
dass Social Media-Kanäle zur Information und zur Be-
antwortung von Fragen genutzt werden können, weiter-
gehende Diskussionen dort aber nicht konstruktiv funk-
tionieren. 

Einige Instrumente wurden explizit von einigen Gesprächs-
partnerinnen und Gesprächspartner als Angebot erwähnt 
und von anderen verneint: 

• Mängelmelder
• Vorhabenliste
• Newsletter/Stadtzeitung
• Chatbot
• Ladenlokal
• Stadt-App
• Veranstaltungen / Videos / Ausstellungen / Erklärfilme 

zur Stadtentwicklung
• Info-Boxen / Container
• Quartiersmanagement
• Dokumentation von Planungsgrundlagen
• Bürgergutachten
• Hinweis auf gesetzlich garantierte Möglichkeiten
• Kurze Reaktionszeiten („In drei Tagen bekommt der 

Burger eine qualifizierte Antwort“; „Wir versuchen auf 
schriftliche Anfragen in ein, zwei Monaten zu reagieren“)

Als Gründe, ausgewählte Wege der Kommunikation nicht 
anzubieten, wurden genannt:

• Fehlende (zeitliche) Ressourcen / Personalknappheit
• Sorge vor mehr Anfragen / mehr Arbeit
• Vorhandene ausreichende kurze Wege
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Gesprächspartnern – wenn auch mit unterschiedlichen 
Begriffen – benannt wurde. Dabei handelt es sich um Bür-
gerinnen und Bürger, die häufig zu verschiedenen Themen 
der Stadtentwicklung auch bei nicht direkter Betroffenheit 
Kontakt zur Stadtverwaltung und Lokalpolitik aufnehmen. 
Diese Bürgerinnen und Bürger kennen die Angebote der 
Kommunikation ihrer Gemeinde gut und nutzen sie.

Synchrone und asynchrone Kommunikationsan-
gebote

Aufgrund der von Zeit zu Zeit in Diskussionen geäußerten 
These, dass asynchrone Kommunikation (Mail, Brief, Social 
Media Posts) aufgrund des fehlenden direkten Feedbacks 
mehr Anlässe für Missverständnisse liefere und damit Ge-
fahr laufe, weniger vertrauensbildend zu sein, wurde diese 
Unterscheidung ergänzend zu den erhobenen Wegen der 
Kommunikation dargestellt (vgl. Abb. 6). 

Auf den ersten Blick zeigt sich eine breite Mischung von 
synchronen und asynchronen Angeboten. Lediglich beim 
Blick auf das Szenario 2 taucht in unserer Zuordnung über-
wiegend die synchrone Form der Kommunikation auf. Bei 
den Kommunikationsangeboten im Szenario 2 handelt es 
sich um komplexe Erklärungs- und Aushandlungsprozesse 
zu Zielen und Möglichkeiten, Rahmenbedingungen und 
Grenzen von zivilgesellschaftlichen Initiativen im Austausch 
mit Unterstützungsmöglichkeiten der Verwaltung. Bei die-
sen komplexen Kommunikationssituationen scheinen syn-
chrone Wege des Austauschs im Vorteil und zumindest im 
Falle des Kontaktaufbaus wird von Gesprächspartnerinnen 
und Gesprächspartnern berichtet, dass diese möglichst in 
physischer Präsenz und nicht medial vermittelt stattfinden.

Schrumpfend/Wachsend, Lage, Einwohnerzahl – 
kaum klare Unterschiede

In den zehn für die Interviews und Webseitenanalyse aus-
gewählten Gemeinden waren alle Größenordnungen von 
klein (ab 12.000 Einwohnerinnen und Einwohner) bis groß 
(knapp 1,5 Mio. Einwohnerinnen und Einwohner) vertre-
ten, sie lagen in sieben verschiedenen Bundesländern im 
Norden, Süden, Osten und Westen der Republik. Zwei von 
ihnen waren vom BBSR (2020) als schrumpfend kategori-
siert, eine als uneindeutig und sieben als wachsend. Die 
weiteren zehn Kommunen, in denen nur die Webseiten 
ausgewertet wurden, waren ebenfalls von klein (18.000 
Einwohnerinnen und Einwohner) bis groß (530.000 Einwoh-
nerinnen und Einwohner) verteilt, sie lagen in sechs Bun-
desländern, ebenfalls in zahlreichen Regionen des Landes. 
Hier gab es nach BBSR-Klassifikation eine schrumpfende, 
zwei uneindeutige und sieben wachsende Kommunen.

tigt“) von allen Kommunikationswegen kaum Gebrauch ma-
chen: „Stadtentwicklung ist für sie kein Thema, die haben 
andere Sorgen“. Von den Gesprächspartnerinnen und Ge-
sprächspartnern werden als Möglichkeit der Erreichung 
marginalisierter Gruppen (vor allem Menschen in Armut, 
häufig zusätzlich mit Migrationsgeschichte) vor allem direkte 
persönliche Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner in 
den Quartieren genannt. Entscheidend sei die Kenntnis vor 
Ort und eine niedrigschwellige persönliche Erreichbarkeit. 

In dieser Form der geforderten direkten Ansprache unter-
scheiden sich die marginalisierten Gruppen nicht von ande-
ren, eher besser etablierten Gruppen wie beispielsweise Ein-
zelhändlerinnen und Einzelhändler. Auch diese bevorzugen 
direkte persönliche Ansprechpartnerinnen und Ansprech-
partner´. Sie finden sie nur leichter sowohl in selbst geschaf-
fenen und zum Teil privat, zum Teil öffentlich finanzierten Zu-
sammenschlüssen (Einzelhandelsverband, City-Marketing) 
als auch in den höheren Ebenen der städtischen Hierarchie.

Direkte Betroffenheit kann Kommunikation er-
schweren

Häufig wird eine „direkte Betroffenheit“ als Ausgangs-
punkt für Bürgerinnen und Bürger genannt, mit der Kom-
mune in Kontakt zu treten. 

Da Bürgerinnen und Bürger bei „direkter Betroffenheit“ 
in der Regel spezifische Fragen, Anregungen, Wünsche 
haben, die auf Kommunikationsangebote treffen, die all-
gemein gehalten sind und die Gesamtheit der Bürgerinnen 
und Bürger im Blick haben, entsteht eine Orientierungs-
phase, bevor Kommunikationswünsche und -angebote zu-
sammenpassen. Es wird versucht, diese Phase über den 
Hinweis auf persönliche Kontakte zum Beispiel zu den 
genannten Ortsteil-Politikerinnen und Politikern oder zu 
intermediären Organisationen zu überbrücken.

Vertreterinnen und Vertreter der Zivilgesellschaft betonen 
dabei mehr die erforderliche Qualität als die Quantität an 
Information und Reaktion. Von einer zeitnahen, inhaltlich 
gehaltvollen Reaktion bis zum Wunsch nach einer grund-
sätzlichen Haltung zur Koproduktion reichen die Bedarfe. 
Fehlende Informationen werden immer negativ bewertet, 
vor allem, wenn aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger in 
„ihrem“ Stadtteil (oder zu „ihrem“ Thema) etwas geschieht, 
ohne dass sie vorher aktiv informiert wurden.

„Berufsbürger“ und „Alte Bekannte“

Darüber hinaus gibt es eine Gruppe von Bürgerinnen und 
Bürgern, die von fast allen Gesprächspartnerinnen und 
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„Besonders die Kontakte im Kiez sind aktiv – hier 
funktioniert die lokale repräsentative Demokratie – 
mit Ortsteil- und Bezirksbeiräten“

„Ortsteilbeiräte werden von uns laufend informiert 
und geben Feedback“

„In den Ortsteilen kümmern sich die Ortsräte; über 
die Ortsräte gibt es engen Kontakt zu den Bürgern“

„Im Ortsteil [X] gibt es einen begleitenden Arbeits-
kreis Dorfentwicklung mit 15-20 Personen, in dem 
Vertreter von Vereinen mitwirken und wo zum Bei-
spiel ein Projekt zum Mehrgenerationenwohnen im 
Quartier entwickelt wurde“

In einem außerhalb des Forschungsvorhabens geführten 
Gesprächs mit dem Leiter eines Planungsamtes einer 
Großstadt wurden „Quartiersmanager für alle Quartiere“ 
gefordert. Die Nähe und Überschaubarkeit – zumindest 
für die „kleineren“ stadtentwicklungspolitischen Fragen – 
könnte ein Ansatz zu einer möglichen Lösung für eine gute 
Kommunikation zwischen Verwaltung, Politik und Bürger-
schaft darstellen.

Die Größe der Zwischenebenen, auf denen es institutio-
nelle Vertreterinnen oder Vertreter gibt, ist zwischen den 
untersuchten Gemeinden allerdings sehr unterschiedlich,  
soweit das in den Gesprächen erwähnt wurde. Sie reicht 
von 10.000 bis zu 155.000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern. Hier wäre zu klären, welche Größenordnung noch 
als überschaubar erlebt wird.

In den kleineren Gemeinden wurde im Vergleich zu den 
größeren Gemeinden häufiger der direkte Kontakt zum 
Bürgermeister / zur Bürgermeisterin erwähnt – sowohl 
von der Verwaltung als auch von der Politik oder der Zivil-
gesellschaft. Der (Ober-)Bürgermeister oder die (Ober-)
Bürgermeisterin in größeren Kommunen scheinen einfach 
zu weit weg zu sein, um als direkter Ansprechpartner oder 
direkte Ansprechpartnerin wahrgenommen zu werden.

Für die vorgefundenen Kommunikationsangebote und 
deren Nutzungen ergeben sich mit Blick auf diese Ka-
tegorien im Nachhinein keine eindeutig erkennbaren 
Unterschiede. Auf diese Fragestellung war die Studie 
allerdings auch nicht ausgerichtet. Sowohl für die Web-
analyse als auch für die Interviews zur Nutzung der an-
gebotenen Kommunikationswege wurden die Daten nicht 
mit Blick auf die einzelnen Kommunen erfasst, sondern 
summarisch mit Blick auf ein grundsätzlich zur Verfü-
gung stehendes Angebot an Wegen der Kommunikation. 
Es sollte der grundsätzlich zur Verfügung stehende Mög-
lichkeitsraum und dessen Nutzung erfasst werden und 
nicht die „Performance“ einzelner Kommunen bewertet 
werden.

Zu erwarten und auch vorgefunden wurden in größeren 
Kommunen mehr Webseiten zu Projekten der Stadtent-
wicklung. Die Breite der genannten Angebote zur Kom-
munikation waren tendenziell bei einwohnerstarken 
Kommunen auch größer als bei kleineren Kommunen. 
Jedoch gibt es zum Beispiel große und kleine Kommu-
nen, die einzelne Elemente anbieten (z. B. Vorhabenlisten) 
und ebenfalls große und kleine, die diese nicht anbieten. 
Auch zwischen Ost und West und Süden und Norden so-
wie zwischen schrumpfenden und wachsenden Kommu-
nen ist kein klarer Unterschied aufgefallen, was bei der 
geringen Zahl der untersuchten Kommunen auch nicht 
aussagekräftig wäre.

Deutlich geworden ist – sowohl in kleineren als auch 
in größeren Kommunen, – dass überschaubare Grö-
ßenordnungen ein immer wieder genanntes Argu-
ment für leichtere Kommunikation darstellen: 

„Die Leute sprechen mich oder auch die Dezernen-
ten auf dem Marktplatz an. Ich bekomm auch schon 
mal um 22 Uhr eine WhatsApp.“ (Kleinstadt)

„Die Situation, dass Politiker auf der Straße ange-
sprochen werden, gibt es hier in der Großstadt auch, 
allerdings auf einer anderen Ebene. Wir haben meh-
rere Bezirksvertretungen. Die Politiker dort sind gut 
vernetzt – die werden vor Ort angesprochen.“
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Bürger) auf der Bearbeitungsseite durch eine einheitliche, 
fachlich korrekte und zügige Bearbeitung und auf der Out-
put-Seite durch die Rückgabe eines angemessenen Feed-
backs an die Bürgerinnen und Bürger.

Das Angebot von vielfältigen Kanälen auf der Eingabeseite 
ist erforderlich, um Vorlieben und Kenntnisse der Bürge-
rinnen und Bürger zu berücksichtigen. Es steht in einem 
Spannungsverhältnis zur effizienten Bearbeitung, wenn 
es nicht gelingt, die verschiedenen Kanäle für eine Bear-
beitung automatisiert zu integrieren. Unabhängig von der 
Organisation der Bearbeitung von Hinweisen und Anliegen 
ist zumindest in großen Kommunen kaum vorstellbar, dass 
manuell alle denkbaren Eingangskanäle in abgestimmter 
Form gesichtet und bearbeitet werden können.

Für eine einheitliche Bearbeitung ist eine eindeutige Zu-
ordnung von Hinweisen und Anliegen zu Themen oder 
Projekten erforderlich (auch wenn sie gegebenenfalls 
durch Bürgerinnen und Bürger in gleicher oder ähnlicher 
Form über den gleichen oder über unterschiedliche Ka-
näle mehrfach erfolgen). Es muss über die Gestaltung des 
Workflows sichergestellt werden, dass genau eine fach-
lich zutreffende Entscheidung bezüglich des Hinweises 
oder des Anliegens getroffen wird, die als Handlung zum 
Beispiel das Abstellen eines Mangels (defekte Straßen-
laterne) zur Folge hat oder eine Entscheidung zu einem 
Anliegen produziert.

Schließlich muss die Handlung oder die Entscheidung an 
die Bürgerinnen und Bürger angemessen kommuniziert 
werden (Output-Seite). Dazu sollte sie freundlich, ver-
ständlich, inhaltlich korrekt und informativ sein. Die He-
rausforderung, unterschiedliche Zuständigkeiten bei der 
Umsetzung und schwierige Abwägungen bei Entscheidun-
gen in einfacher Sprache darzustellen, sollte nicht unter-
schätzt werden.

Was folgt aus den Befunden? Reichen die Kommunika-
tionsangebote der Kommunen aus, um Bürgerinnen und 
Bürger in den vier von uns betrachteten Szenarien an-
gemessene Möglichkeiten zu bieten, um in Kontakt zu 
kommen und die jeweiligen Bedarfe an Information und 
Austausch zu decken? Können die vorgefundene „Infra-
struktur der Kommunikation“ und ihre Nutzung dazu bei-
tragen, Vertrauen in die handelnden öffentlichen Akteure 
zu erhöhen oder es zumindest nicht weiter zu verlieren?

Wenn nicht, was wären mögliche Schritte zur Verbesse-
rung? Was wären offene Fragen, die noch zu klären sind, 
bevor Empfehlungen formuliert werden könnten?

Zu den einzelnen Anlässen der Kommunikation eine resü-
mierende Einschätzung:

Hinweise zu Szenario 1: Ziele, Qualität und Kanäle 
klären bei systematischer Vorgehensweise

Es werden zahlreiche Kanäle angeboten; durch die Ein-
richtung zentraler Anlaufstellen wie Bürgerhotlines oder 
Anliegenplattformen entfällt für Bürgerinnen und Bürger 
die Zuständigkeitsrecherche. Teilweise wird vonseiten der 
Zivilgesellschaft über Qualitätsdefizite bei der Reaktions-
geschwindigkeit und Korrektheit berichtet. Teilweise be-
richten Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner der 
Verwaltung von einer Überforderung durch die hohe An-
zahl der Eingaben bzw. die mangelnde Effizienz oder die zu 
geringe Personaldecke bei der Bearbeitung von Anliegen 
aus der Bürgerschaft.

Auf drei Ebenen wird in diesem Szenario über eine ge-
lingende Kommunikation entschieden: auf der Eingabe-
seite durch eine hohe Qualität und Effizienz der Verarbei-
tung von Hinweisen und Anregungen durch die Verwaltung 
(die Schnittstellen für eine Eingabe der Bürgerinnen und 

8. Schlussfolgerungen
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Die angesprochene Trennung von privaten und Gemein-
wohlinteressen, die Kommunen vornehmen, wenn sie die 
Unterstützung zivilgesellschaftlichen Engagements prü-
fen, ist grundsätzlich nachvollziehbar. Die Kommune muss 
mit öffentlichen Ressourcen keine privaten Wünsche er-
füllen oder unterstützen. Im Einzelfall ist bei dieser Ein-
ordnung jedoch der ein oder andere Konflikt vorstellbar. 
Hier wäre eine transparente Kommunikation von zustim-
menden und ablehnenden Entscheidungen und den zu-
grunde liegenden Abwägungen hilfreich, sowohl um Un-
terstützungen nachvollziehen zu können, als auch um für 
zukünftige Anfragen eine Orientierung zu geben. Eine sol-
che Erläuterung von Entscheidungen wird anscheinend 
von den befragten Kommunen in persönlichen Gesprä-
chen mit Bürgerinnen und Bürgern durchaus vermittelt. In 
schriftlichen Darstellungen – zum Beispiel auf Webseiten 
– sind solche Erläuterungen nicht zu finden.

Eine aktive und systematische Engagementpolitik und 
deren wirkungsvolle Kommunikation, wie sie von einigen 
Kommunen verfolgt wird, könnten hier Hinweise zu Unter-
stützungsmöglichkeiten und -grenzen geben und damit 
Frustrationen vorbeugen.

Hinweise zu Szenario 3: Benennung von An-
sprechpartnern und regelmäßige Updates als 
Mindeststandards

Hier werden nach Selbstauskunft der Gesprächspartne-
rinnen und Gesprächspartner aus der Verwaltung zahl-
reiche Unterlagen zu Themen und Projekten der Stadt-
entwicklung bereitgestellt. Neben der Schwierigkeit, 
spezielle Informationsbedürfnisse abzudecken, werden 
besonders fehlende Ressourcen genannt, um so aktuell 
und differenziert Informationen anzubieten, wie es auch 
selbst als wünschenswert eingeschätzt wird. Der Begriff 
der „Holschuld“ kennzeichnet die vorherrschende Sicht, 
d. h. eher Informationen zum Abruf bereitzustellen, statt 
aktiv über Projekte und Themen auch in vermeintlich ru-
higeren Zwischenzeiten zu informieren, was in einigen Ge-
meinden dennoch geschieht.

Aus Sicht der zivilgesellschaftlichen Akteure wäre eine 
laufende und umfassende Darstellung von Informationen 
zu Themen und Projekten an einem Ort hilfreich – ergänzt 
durch die Nennung von kompetenten Gesprächspartne-
rinnen und Gesprächspartnern, die über die Ressourcen 
verfügen, gezielte Nachfragen auch zu beantworten.

Gerade bei Ressourcenmangel scheint eine klare Kom-
munikation darüber, welche Projekte/Themen dargestellt 
werden und welche nicht dargestellt werden können, hilf-

Diese kurze schematische Beschreibung einer struktu-
rierten Bearbeitung von Hinweisen und Anliegen macht 
deutlich, dass eine für Bürgerinnen und Bürger befriedi-
gende Umsetzung von Kommunikation im Szenario 1 nur 
gelingen kann, wenn Kommunen die gesamte Wirkungs-
kette in den Blick nehmen und für den Teil, den sie beein-
flussen können, Verantwortung übernehmen. Ohne eine in 
diesem Sinn strategische und systematische Betrachtung 
von Kommunikation werden durch inhaltlich fehlerhafte, 
langsame oder gar fehlende Handlungen und Rückmel-
dungen bei Bürgerinnen und Bürgern Enttäuschungen 
produziert, die sicher nicht zu Vertrauen in die Leistungs-
fähigkeit ihrer Kommune beitragen. 

Einige Kommunen in unserer Auswahl scheinen eine sol-
che systematische Vorgehensweise mit niedrigschwel-
ligen, gut kommunizierten Kontaktwegen und einem 
hinterlegten klaren Workflow mit der Garantie einer qua-
lifizierten Antwort in angemessener Zeit einzusetzen. Al-
len anderen sei es empfohlen.

Hinweise zu Szenario 2: Systematische Engage-
mentpolitik klar kommunizieren

Wenn von zivilgesellschaftlichen Initiativen ein Zugang zu 
entscheidungsfähigen Verwaltungs- oder Politikebenen 
gefunden wurde und die Interessen von Bürgerinnen und 
Bürgern mit den strategischen Zielen von Verwaltung/
Politik grundsätzlich übereinstimmen, scheint die Unter-
stützung von Engagement grundsätzlich zu funktionieren. 
Ohne eine inhaltliche Übereinstimmung von Initiativen 
und Kommune und ohne Zugang zu passenden Personen 
scheint eine Unterstützung allerdings schwierig und muss 
über Umwege wie Medien, Oppositionspolitik oder auch 
Bürgerbegehren eingefordert werden.

Von den Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartnern 
aus Politik und Verwaltung werden in den Antworten auf die 
Frage der Unterstützung von zivilgesellschaftlichen Initia-
tiven die Kenntnis der passenden und der Zugang zu ent-
scheidungsfähigen Akteuren oft implizit vorausgesetzt. Der 
in kleineren Gemeinden hier häufig genannte Weg direkt 
zum Bürgermeister oder zur Bürgermeisterin ist bei ei-
ner Verwaltungsgröße von weniger als 100 Mitarbeitenden 
auch bei Ansprache einer „falschen“, nicht „zuständigen“ 
Person relativ kurz. Steigt man in Großstädten mit mehr 
als 5.000 Mitarbeitenden in der Verwaltung an der falschen 
Stelle ein, kann Kommunikation auch in einer Sackgasse 
landen. Hier sind „Lotsen“ wie Ortsteil- oder Bezirkspoli-
tikerinnen und -politiker oder auch nicht „zuständige“ en-
gagierte Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter 
sowie Mittler/Intermediäre, die sich auskennen, hilfreich.
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zum Erlernen von „Beteiligung“ und zur Orientierung im 
Verwaltungsdschungel beispielhaft umgesetzt. Auch wenn 
unsere Studie sich nicht mit Bürgerinnen- und Bürgerbe-
teiligung beschäftigt, können solche Ansätze eine Anre-
gung sein, die Kommunikation über die komplexe Multi-
Akteurs-Landschaft in der Stadtentwicklung zu erweitern.

Allgemeines – Haltung, Systematisierung, Orien-
tierung an Bürgerinnen und Bürger

In den beiden durchgeführten Workshops mit Expertinnen 
und Experten wurde das Thema der notwendigen „Hal-
tung“, die Verwaltung und Politik gegenüber den Bürge-
rinnen und Bürgern einnehmen müssen, als ein Schlüs-
sel für wirksame Wege der Kommunikation identifiziert. 
Ein wichtiger Schritt wäre es, Bürgerinnen und Bürger 
und organisierte Zivilgesellschaft mit Respekt und ohne 
Arroganz als wichtige und gleichberechtigte Akteure im 
Multi-Akteurs-Setting der Stadtentwicklung anzusehen, 
sie dementsprechend zu adressieren und zu berücksich-
tigen – die Bürgerinnen und Bürger also ernst zu nehmen. 

Das kann auch bedeuten, darauf hinzuweisen, dass Res-
sourcen begrenzt sind und dass beispielsweise diejenigen, 
die Anfragen beantworten, in dieser Zeit keine anderen 
Aufgaben der Stadtentwicklung betreiben können. Das 
kann auch bedeuten, Fehleinschätzungen, Meinungsän-
derungen oder notwendige Vorabsprachen mit anderen 
Akteuren einzugestehen und aktiv zu kommunizieren. Das 
kann ebenso bedeuten, ehrenamtliche Initiativen auf Be-
schlusslagen zu verweisen und sie gegenüber anderen 
Akteuren nicht zu bevorzugen. Vor allem aber bedeutet 
es, Kommunikation mit Bürgerinnen und Bürger nicht als 
zusätzliche und belastende, sondern als integrale Aufgabe 
der Stadtentwicklung zu verstehen und die dafür notwen-
digen Ressourcen bereitzustellen – finanziell, organisato-
risch und mit Blick auf die Qualifizierung der Mitarbeiten-
den. Überspitzt formuliert könnte es heißen: Lieber ein 
Bauprojekt weniger und dafür die anderen besser kom-
munizieren.

An mehreren Stellen ist angeklungen, dass offenbar nicht 
alle betrachteten Kommunen eine systematische Kommu-
nikationsstrategie verfolgen. Die Formulierung „offenbar“ 
ist hier bewusst gewählt, weil im Rahmen unserer Studie 
das Vorhandensein einer solchen Strategie nicht explizit 
erfragt wurde. In einigen Kommunen legen die umfangrei-
chen, zielgruppenspezifischen Kommunikationsangebote 
nahe, dass es eine solche Strategie ausdrücklich gibt. In 
anderen Kommunen scheinen die Angebote der verschie-
denen Kommunikationswege eher unsystematisch an je-
weils neuen Anforderungen gewachsen. 

reich. Für alle erdenklichen Fragestellungen der granula-
risierten, vielfältigen Zivilgesellschaft sollten sicher keine 
konfektionierten Informationshäppchen vorgehalten wer-
den. Die leicht auffindbare Nennung von Ansprechpart-
nerinnen und -partnern sollte als Mindeststandard nicht 
unterschritten werden. Und bei lange laufenden Projekten 
auf einer Webseite regelmäßig (z. B. jedes halbe Jahr) ein 
kurzes Update zu formulieren, sollte ebenfalls Standard 
sein.

Hinweis zu Szenario 4: Rollen klären, Verantwor-
tung übernehmen und das transparent kommu-
nizieren

Der Zivilgesellschaft die Komplexität von Multi-Akteurs-
Konstellationen in der Stadtentwicklung zu vermitteln, 
wird von den meisten Gesprächspartnerinnen und Ge-
sprächspartner als schwieriges Thema bewertet. Inwie-
weit dabei auch eine Rolle spielt, dass damit auch die 
eigene begrenzte Handlungsfähigkeit von Kommunen 
thematisiert werden müsste, kann hier nicht beantwortet 
werden. Die von einigen – großen – Kommunen erwähnten 
Ansätze, diese Komplexität zu vermitteln, reichen von Aus-
stellungen, Exkursionen oder Vorträgen, die an Projekten 
beispielhaft Komplexität erläutern, bis zu standardisier-
ten Darstellungen von Projekten, die in ihrer Struktur die 
Akteursvielfalt berücksichtigen.

Die Darstellung von Akteursvielfalt kann – so ein zivilge-
sellschaftlicher Gesprächspartner – auch dazu genutzt 
werden, sich hinter der Zuständigkeit anderer zu verste-
cken und eigene Verantwortung nicht wahrzunehmen (im 
doppelten Wortsinn). Die Klärung von Rollen und Zustän-
digkeiten sowie die Übernahme von Verantwortung für die 
eigenen Spielräume und für die Kommunikation mit an-
deren Akteuren wären für den Kontakt mit der Bevölke-
rung eine gute Voraussetzung. Diese klaren Rollen und 
Zuständigkeiten könnten den Bürgerinnen und Bürgern 
erläutert und damit ein Rahmen für angemessene Kritik 
und Diskussion eröffnet werden. 

Bürgerinnen und Bürger verfügen in der Regel nicht über 
ein detailliertes Wissen zu Rollen, Verfahren oder Pro-
zessen der Stadtentwicklung. Komplexitätsreduzierende 
Vorstellungen – wie etwa „der Oberbürgermeister müsste 
nur mal …“ oder „die stecken doch alle unter eine Decke“ 
–überbrücken hier Unkenntnis und Unsicherheit. Eine – 
in einem großen Bürgerbeteiligungsprozess geforderte – 
„Staatsbürgerkunde“ für Anfänger in der Stadtentwicklung 
oder ein in einem ähnlichen Verfahren angefragtes „Hand-
buch für den Umgang der Zivilgesellschaft mit der Verwal-
tung“ werden in einigen Interview-Städten mit Workshops 
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Hier wäre interessant zu betrachten, wie welche Aspekte, 
die zu Stadtentwicklungsprozessen gehören, von Verwal-
tung, Politik und Bürgerschaft jeweils bewertet werden, 
um zu prüfen, worauf eher verzichtet werden kann oder 
auch nicht.

Systematische Strategien

Gibt es systematische Kommunikationsstrategien der 
Kommunen im hier betrachteten Feld? Sind die beob-
achteten Angebote das Ergebnis eines strategischen Vor-
gehens oder ad-hoc-Antworten auf erkannte Bedarfe? 
Welche Ziele verfolgen die Kommunen mit welchen Kom-
munikationsangeboten? Diese Fragen bleiben offen. Eine 
Erhebung hierzu unter Berücksichtigung unterschiedlicher 
Akteure innerhalb der Verwaltung wäre eine gute Grund-
lage, um über Möglichkeiten der Verbesserung von Kom-
munikationsangeboten nachzudenken. Mehrfach wurde 
beispielsweise von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Verwaltung in größeren Kommunen über Differenzen 
der Fachämter und der in der Regel zentralen Öffentlich-
keitsarbeit zu Kommunikationswünschen berichtet.

Erreichen aller Zielgruppen

Wie können auch Bürgerinnen und Bürger erreicht werden, 
die berechtigte Fragen und Anliegen haben, aber nicht über 
die notwendigen Ressourcen verfügen, der propagierten 
„Holschuld“ nachzukommen? Von fast allen Gesprächs-
partnerinnen und Gesprächspartner wurde erwähnt, dass 
Zielgruppen, die ihre Energie für die Bewältigung des All-
tags benötigen, mit Kommunikationsangeboten nicht er-
reicht werden. Als ein Ansatz dieses Problem zu lösen, 
wurden im Wesentlichen als teilweise bereits erfolgreiche 
Strategien aufsuchende Aktivitäten genannt, die an die Le-
benswirklichkeit der jeweiligen Gruppe anschließen. Hier-
bei handelt es sich um erheblich ressourcenintensivere 
Aktivitäten als beispielsweise das Verfassen eines Textes 
für eine Webseite.

Ziele, Wirkung, Monitoring

Wenn eine Kommune über eine Kommunikationsstrate-
gie (im hier interessierenden Bereich Stadtentwicklung) 
verfügt, ist sie vermutlich eher in der Lage zu vermitteln, 
welche Ziele sie mit Kommunikationsangeboten errei-
chen will. Ansonsten scheint die Klärung dieser Frage die 
Grundlage für sinnvolle Aktivitäten und mögliche Verän-
derungen. Wenn Ziele gut formuliert sind, sollten sie Kri-

Dieser Studie liegt die These zugrunde, dass eine verläss-
liche, verfahrensunabhängige Kommunikation zur Stadt-
entwicklung einen Beitrag dazu leisten kann, ob Bürgerin-
nen und Bürger ihren Kommunen im Grundsatz vertrauen 
oder nicht. Das führt im Zusammenhang mit den darge-
stellten Ergebnissen zu der Schlussfolgerung, dass eine 
systematische Befassung mit eigenen Zielen, mit der ei-
genen Rolle im Multi-Akteurs-Geflecht, mit der den Bür-
gerinnen und Bürgern zugeschriebenen Rolle und daraus 
resultierend mit Kommunikationswegen und ihren Ausge-
staltungen dringend erforderlich ist.

Offene Fragen

Qualität

Wie erläutert, beruht die Studie auf der Auswertung von Web-
seiten der untersuchten Kommunen sowie auf Interviews mit 
Vertreterinnen und Vertretern aus Verwaltung, Politik und 
Zivilgesellschaft. Bis auf die Vertreterinnen und Vertreter der 
Zivilgesellschaft sind alle Quellen als Selbstbeschreibungen 
der kommunalen Kommunikationsangebote zu verstehen. 
Sowohl in der Analyse der Webseiten als auch in den Inter-
views wurde die Qualität der Angebote nicht betrachtet. Es 
wurde „nur“ auf das Vorhandensein eines Kommunikations-
angebotes und dessen etwaige Nutzung fokussiert.

Ohne Zweifel ist die Qualität der Kommunikation in un-
terschiedlichen Aspekten (Freundlichkeit, Verbindlich-
keit, Korrektheit von Informationen, Schnelligkeit einer 
Antwort, …) relevant dafür, ob sie einen Beitrag zur Ver-
trauensbildung leisten kann. Interessant wäre es, mit Blick 
auf die Ausgangsthese der Studie zu untersuchen, welche 
Aspekte von kommunaler Kommunikation für Bürgerinnen 
und Bürger vertrauensbildend wirken und welche nicht.

Ressourcen oder „Was gehört dazu und was 
nicht?“

Immer wieder wurden fehlende Ressourcen als Grund für 
eine – auch aus Sicht von Gesprächspartnerinnen und Ge-
sprächspartnern der Verwaltung – zu wenig aktuelle oder 
detaillierte Informationslage genannt. Wie schon erwähnt, 
ließe sich das als Indiz für eine Sichtweise interpretieren, 
dass die Kommunikation mit Bürgerinnen und Bürgern 
eine Leistung ist, die zur „eigentlichen“ Arbeit dazukommt. 
Geht man davon aus, dass gute Kommunikation zur Stadt-
entwicklung dazugehört, ist es keine Zusatzleistung, son-
dern integraler Bestandteil – wie die Beachtung von Ge-
setzen oder Ratsbeschlüssen.
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in den Alltags-Workflow integriert werden und schließlich 
muss die eigene Rolle innerhalb der vielfältigen Akteurs-
landschaft in der Stadtentwicklung reflektiert und kom-
muniziert werden.

Diese explorativ gewonnenen Thesen können und sollen 
anregen zu einer empirischen Überprüfung im größeren 
Maßstab. Dabei könnte der Blick besonders darauf gelenkt 
werden, inwieweit es systematische Strategien der Kom-
munikation in Kommunen gibt, inwieweit darin die Quali-
täten von Kommunikation, die Erreichung von vielfältigen 
Zielgruppen, die Selbstverständlichkeit und Notwendigkeit 
von Kommunikation in der Stadtentwicklung und ein lau-
fendes Monitoring enthalten sind.

terien enthalten, an denen erkennbar ist, ob sie erreicht 
werden. Dann können auch die Wirkungen von Maßnah-
men mit Blick auf die Ziele erhoben werden.

Zusammenfassend: 

Die gesamte Kommunikationskette sollte in den Blick ge-
nommen werden (Input, Verarbeitung, Output), eine sys-
tematische Engagementpolitik und ihre Kriterien sollten 
klar kommuniziert werden, Ansprechpartnerinnen und 
Ansprechpartnern für Projekte und Themen der Stadt-
entwicklung sollten klar benannt werden, regelmäßige 
Updates bei Projekt- und Themendarstellungen müssen 
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ANHANG

Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner

Wie erläutert, beruhen die Erkenntnisse, die in der Studie dargestellt sind, zu einem großen Teil auf den Gesprächen 
mit Akteurinnen und Akteuren aus den ausgewählten Städten und Gemeinden. Allen Gesprächspartnerinnen und Ge-
sprächspartnern für ihre Zeit und Offenheit herzlichen Dank! (Hier nach Stadt in alphabetischer Reihenfolge)

Anklam Susan Bienert, Leiterin Fachbereich Bau, Stadtentwicklung und Immobilienmanagement
Michael Galander, Bürgermeister, zuständig für Bürgerbeteiligung
Marco Kramber, Vorsitzender Ausschuss für Bau, Stadtentwicklung und Immobilienmanagement
Sepp Meyer, aktiver Bürger

Bonn Petra Denny, Leiterin Stadtplanungsamt
Dr. Manfred Fuhrich, Redakteur Bonner Umwelt-Zeitung
Dirk Lahmann, Leiter Stabsstelle Bürgerbeteiligung
Alois Saß, Vorsitzender Ausschuss für Wohnen, Planung und Bauen

Cottbus Burkhart Dietrich, Einzelhändler
Doreen Mohaupt, Leiterin Fachbereich Stadtentwicklung

Duisburg Prof. Dr. Wilfried Hoppe, Bürger
Falko Kupsch, Leiter Abteilung Stadtentwicklung
Bernd Welke, Leiter Abteilung Stadtplanung

Friedrichshafen Alexandra Eberhard, Leiterin Koordinierungsstelle Bürgerbeteiligung
Dietmar Nützenadel, Sprecher Fischbacher Runde
Robert Waibel, Stv. Leiter Amt für Stadtplanung und Umwelt

Königswinter Anya Geider, Leiterin Geschäftsbereich Bauen und Planen
Dr. Andreas Pätz, Geschäftsführer der Wirtschaftsförderungs- und Wohnungsbaugesellschaft 
der Stadt Königswinter
Michael Ridder, Vorsitzender Ausschuss Stadtentwicklung, Umwelt und Klimaschutz
Florian Striewe, Leiter Stabsstelle Bürgerbeteiligung und Öffentlichkeitsarbeit

Leipzig Silvia Haas, Leiterin Koordinierungsstelle “Leipzig weiter denken”
Dr. Sabine Heymann, Vorsitzende Fachausschuss Stadtentwicklung und Bau
Thorsten Mehnert, Vorstand Stiftung “Ecken wecken”
Dr. Brigitta Ziegenbein, Leiterin Stadtplanungsamt

Lingen Dr. Bernhard Bendick, stv. Vorsitzender Ausschuss für Planen, Bauen und Mobilität
Robert Koop, lokaler Blogger und Ratsmitglied
Lothar Schreinemacher, Leiter Baudezernat

München Paul Bickelbacher, Stadtrat und Mitglied des Bezirksausschusses Ludwigsvorstadt-Isarvorstadt
Benjamin David, die urbanauten
Anna Hogeback, Leiterin PlanTreff, Referat Stadtplanung und Bodenordnung
Dr. Martin Klamt, Wohnungsbaumanager, Referat Stadtplanung und Bodenordnung

Schwerte Jan Menges, Leiter Planungsamt
Dr. Christopher Wartenberg, Ehrenamtskoordinator
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Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Workshops

Sebastian Beck, Seniorwissenschaftler, vhw Bundesverband Wohnen und Stadtentwicklung e. V.
Jun.-Prof. Dr.-Ing. Grischa Bertram, Professur Raumplanung und Raumforschung Universität Weimar
Dr. Manfred Fuhrich, ehem. Referatsleiter Stadtentwicklung Bundesamt für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR), 
heute: Redakteur der zivilgesellschaftlichen Bonner Umwelt Zeitung 
Anna Hogeback, Leiterin PlanTreff, Referat Stadtplanung und Bauordnung, Stadt München
Brigitte Karhoff, Geschäftsführerin WohnBundBeratung NRW GmbH
Florian Kommer, Geschäftsführer Grundstücksentwicklung Klinikum Bremen-Mitte GmbH & Co. KG
Dr. Thomas Kuder, Seniorwissenschaftler, vhw Bundesverband Wohnen und Stadtentwicklung e. V.
Claudius Lieven, Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, Leitung Stabsstelle Stadtwerkstatt und Partizipationsver-
fahren, Stadt Hamburg
Leona Lynen, freiberufliche Beraterin, Vorständin ZUsammenKUNFT Berlin eG
Dr. Michaela Schier, Geschäftsführerin Münchener Forum e. V.
Prof. Dr. Klaus Selle, NetzwerkStadt
Hans-Josef Vogel, ehem. Regierungspräsident Bezirksregierung Arnsberg, ehem. Bürgermeister Stadt Arnsberg
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